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Der Baltenvakt. 


Der Pakt, der von den Vertretern der drei baltiſchen Staaten 

am 29. Auguſt in Riga paraphiert worden iſt und binnen kurzem den 
beteiligten Regierungen in Reval, Riga und Kauen zur Beſtätigung 
vorgelegt werden Joll, hat in allen an der Oftpolitik intereſſierten 
Staaten die ſtärkſte Beachtung gefunden. Der Pakt, der als Lin- 
verſtändnis- und SZuJammenarbeitspertrag bezeichnet 
wird, ſieht vor, daß die Außenminiſter der drei betei- 
ligten Staaten ſich in wiederkehrenden Konfe- 
renzen bemühen werden, eine UÜbereinſtimmung in all den 
Sragender Außenpolitik herbeizuführen, die eine 
gemeinſame Bedeutung für die Beteiligten haben. 
Dieſer Grundſatz der Übereinſtimmung ſoll ſich jedoch nicht auf ſo ge 
nannte ſpezifiſche Fragen beziehen, in denen ein Staat 
eine bejondere Stellung einnehmen kann. Su den „ſpezifiſchen Fragen“, 
für deren Behandlung kein gemeinſames Vorgehen der drei beteiligten 
Staaten vorgeſehen iſt, gehört vor allem das Wilnaproblem. An 
dieſer Frage waren die Verſuche, zu einer außenpolitiſchen Suſammen⸗ 
arbeit Litauens mit den beiden anderen baltiſchen Ländern zu kommen, 
bisher regelmäßig gejcheitert, da Lettland und Estland erklärlicherweiſe 
kein Verlangen danach hatten, ſich durch eine klare Stellungnahme im 
litauiſch-polniſchen Konflikt zu belaſten. Auch jetzt hat Kauen 
leine Hoffnung, diebeidenanderenbaltiſchen Staa⸗ 
ten für ſeinen Standpunkt in dieſer Streitfrage zu 
intereſſieren, nicht verwirklichen können. 

Man Jollte meinen, daß auch der andere außenpolitiſche Konflikt 
Litauens, der Memelſtreit, unter dieſe „ſpezifſſchen Fragen“ zu 
rechnen iſt. In Kauen aber ſcheint man hierüber anderer Auffajfung zu 
ſein. Jedenfalls bemüht man ſich, die Sache fo hinzuſtellen, als ob jetzt 
in der Memelfrage eine volle Übereinſtimmung mit 
Neval und Riga erzielt worden ſei, d. h. alſo als ob ſich 
Sſtland und Lettland in dieſer Frage gegen Deutſch⸗ 
land feſtgelegt und ſich mit Litauen Jolidarijch erklärt hätten. 
Das offiziöfe Organ der litauiſchen Regierung, der „Lietuvos 

id as“, läßt ſich hierzu folgendermaßen vernehmen: „Der neue 

Bund verbürgt Litauens Anſpruch auf das Memel- 
gebiet. In den Beſprechungen in Riga haben Jich die Staatsmänner 
der nunmehr verbündeten drei Länder für eine nationale Politik in 
ihren Staaten erklärt. Es gibt in Zukunft keine Duldung 
fremder Sprachen, fremder Rechte und fremder 
Intereſſen mehr. Das kanuman wörtlich auch aufdas 
Memelland ausdehnen, das erſt durch dieſen Bund 
oie ewige Vereinigung mit Litauen erreicht hat.“ 
Es muß erſt abgewartet werden, ob dieſe Auffaſſung Litauens auch 
von den beiden anderen Staaten geteilt wird. Sollte das der Fall Jein, 
jo würde das beißen, daß der Nigaer Pakt eine ſcharfe 
Spitze gegen Deutſchland enthält und daß die drei 
paktierenden Staaten übereingekommen ſind, ſich in ihrer gegen das 
baltiſche, bzw. das memelländiſche Deutſchtum gerichteten Unter⸗ 
drückungs⸗ und Ausrottungspolitik gegenjeitig zu fördern und den 
Tücken zu decken. Nach dem Verhalten zu urteilen, das die Regie- 
rungen in Reval, Riga und Kauen in letzter Zeit der deutſchen Bevöl⸗ 
kerung ihrer Hoheitsgebiete gegenüber an den Tag gelegt haben, Jcheint 
eine Übereinkunft, wie der „Lietuvos Aidas“ fie andeutet. in Niaa 
wirklich zuftande gekommen ju fein. So läßt ſich z. B. in den Maß⸗ 
nahmen, die die drei Neaierungen zur Ausrottung der deutſchen Sprache 
ergriffen haben, eine auffällige Übereinftimmung feftftellen. 


Was Polen betrifft, Jo hat auch dieſes wohl wenig Grund, 
den Abſſchluß des Baltenpaktes mit Sreude zur 
Kenntnis zu nehmen. Der rufſiſch-franzöſiſche Einfluß ſcheint 
bei dieſem Abſchluß ſtärker als derjenige Warſchaus geweſen zu Jein. 
Swar haben ſich Lettland und Eſtland in der Wilnafrage nicht aus- 
drücklich gegen Polen entſchieden. Daß ſie ſich aber, ohne eine 
Regelung dieſer Srage abzuwarten, Litauen beträchtlich 
genähert haben, liegt durchaus nicht im Sinne der polniſchen Baltikum- 
politik. Polens Abſicht iſt es geweſen, Litauen zu ifolieren, 
um es auf dieſe Weiſe um Jo eher zum Nachgeben veranlaſſen zu können. 
Die Regierungen Ulmanis und Päts-Laidoner haben dieſe Abficht, der 
auch die ſeinerzeitige Nordoſtreiſe des polniſchen Außenminiſters ge— 
dient hatte, durchkreuft. Litauen hat durch den Pakt- 
abſchluß Polen gegenüber außenpolitiſch etwas an 
Boden gewonnen und Rückendeckung an Lettland und Eftland 
gefunden. Hinter dieſen aber ſtehen als Gegenspieler der Warſchauer 
Politik Srankreich und Rußland, wo der Baltenpakt bezeichnender- 
weiſe mit mehr Steude als in Polen begrüßt wird. Man glaubt dort 
in ihm den erſten Schritt zur Verwirklichung des 
Barthouſchen Oſtpaktes ſehen zu dürfen. Der Rigaer Pakt 
enthält die Verpflichtung der Regierungen der drei 
baltiſchen Staaten, ſich gegenſeitig über die in Gu⸗ 
kunft abzuſchließenden internationalen Verträge 
zu unterrichten. Das heißt, daß dieſe drei Staaten auch in der 
Oftpaktfrage in Zukunft gemeinfam auftreten werden. 

Sicherlich haben die am Baltenpakt beteiligten Regierungen die 
Abficht, eine ſpejifiſch baltiſche Politik zu betreiben und 
ſich nach allen Seiten eine möglichſt weitgehende Freiheit der eigenen 
außenpolitiſchen Entſchlüſſe zu ſichern. Sie hoffen, durch ihr gemein- 
ſams Auftreten ihren Wünſchen im Spiel der großen Mächte einen 
größeren Nachdruck verleihen zu können. In ihrer Preſſe wird hervor- 
gehoben, daß ihnen die Kleine Entente beim Paktab- 
ſchluß als Vorbild gedient hat. In dieſem Sinne ſieht der 
Pakt neben den regelmäßig wiederkehrenden Konferenzen der 
Außenminiſter und der gegenfeitigen Unterrichtung 
vor Abſchluß internationaler Verträge auch eine Su- 
Jammenarbeit der diplomatiſchen und konfula= 
ren Vertretungen vor; überdies wird durch die baltiſchen Wirt- 
ſchaftskonferenzen auch eine handels- und wirtſchaftspoli⸗ 
tiſche Annäherung der drei Länder erſtrebt. Aber in 
einigen weſentlichen Punkten iſt das Vorbild der Kleinen Entente doch 
nicht erreicht. So enthält der Pakt keine Abmachungen mili=- 
täriſcher Art; ſelbſt im Salle eines Angriffs auf einen der vertrag 
ſchließenden Staaten, ſchreibt ein der Rigaer Regierung naheſtehendes 
Blatt, würde diefer von den anderen beteiligten Staaten auf Grund 
des Vertrages keine militäriſche, ſondern nur politiſch-diplomatiſche 
Unterſtützung erhalten. Außerdem kommen für eine gemeinſame Be- 
handlung — wie ſchon erwähnt — die „ſpezifiſchen Fragen“ 
nicht in Betracht. Dieſe Fragen aber ſind es, die den endgültigen 
Erfolg des Paktes, der nach der Vorſtellung der Beteiligten eine 
Vorſtufe zum Baltiſchen Staatenbund fein ſoll, gefähr- 
den. Lettland und Eſtland werden, indem fie einen engeren Zujammen- 
ſchluß nicht nur untereinander. ſondern auch mit Litauen anſtreben. 
trotz ihres Vorbehaltes in die Wilnafrage verwickelt. Ihr Siel iſt nur 
über die Bereinigung diefer Frage erreichbar. Ohne eine Löſung der 
Wilnafrage wird es keinen Baltiſchen Staatenbund geben. 
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Dr, 


Vor der Entſcheidung über den Gſtpakt. 


Polen wird verdächtigt. 


In letzter Seit iſt bei der deutſchfeindlichen Preſſe des Auslandes 
wieder einmal Hochbetrieb in Gerüchten über die Oſtpolitik. Zu den 
Opfern dieſer Propaganda gehört diesmal auch Polen. Dieſes 
ſteht in dem Verdacht, weitgehende geheime Abkommen 
mit Deutſchland getroffen zu haben, was nach Meinung 
dieſer Preſſe ſa wohl die ſchwerſte Sünde Jein dürfte, deren ſich ein 
europäiſcher Staat überhaupt ſchuldig zu machen vermag. Den Reigen 
eröffnete das „Scho de Paris“. Es brachte einen Bericht Jeines 
Berliner Korreſpondenten, der entdeckt haben wollte, daß im Nahmen 
der in der letzten Seit geführten deutſch-polniſchen Wirt⸗ 
ſchaftsverhandlungen ein Abkommen zuſtande gekommen fein 
Joll, demzufolge Polen ſich bereit erklärt habe, ſeinem deutſchen Nach— 
barn als Nahrungsmittel- und Nohſtoffbaſis zu dienen, wogegen 
Deutſchland ſich verpflichtet habe, Polens Bedarf an Sertigwaren zu 
decken. Dieſe Konvention ſoll — und das war der Witz bei der 
Heſchichte — auch eine Klauſfel für den Kriegsfall enthalten. 
Das Abkommen, fügte das „Echo de Paris“ dieſer Meldung ſeines 
Korreſpondenten hinzu, ſei eine Verletzung des franzöſiſch-polniſchen 
Bündnisvertrages und laufe auch den Verpflichtungen des Völkerbunds- 
paktes zuwider. Mit dieſer „Meldung“ war für die, allen antideutſchen 
Parolen ſtets zugängliche Auslandspreſſe ein neues Stichwort gegeben. 

Der Ruhm des „Scho de Paris“, ein ſenſationelles Geheimnis 
gelüftet ben, ließ die anderen Gazetten nicht ruhen. Unbekümmert 
um das Warſchauer Dementi begannen ſie, ihrer erregten Phantaſie die 
Sügel ſchießen zu laſſen. Die „United Press“ gab ſich ſchon nicht 
mehr mit einem deutſch-polniſchen Wirtſchaftsabkommen inkl. Kriegs- 
klaufel zufrieden, ſondern wußte bereits von einem deutſſch-pol⸗ 
niſchen ilitärvertrag, der demnächſt zuſtande kommen ſoll, 
zu erzählen. Aber die Pariſer „Liberté“ wußte es beſſer; ſie wartete 
gleich mit einigen Einzelheiten aus einem ſchon vor längerer Seit ab- 
geſchloſſenen deutſch-polniſchen Geheimvertrag auf: 
Deutſchland, ſo hieß es da, unterſtütze die polniſchen Bemühungen um 
die Verwirklichung einer politiſchen Union mit Litauen auf fried⸗ 
lichem Wege. Es verzichte auf den Memeler Hafen zu polnifchen 
Gunſten und ſei bereit, im Falle eines bewaffneten Konfliktes zwiſchen 
Litauen und Polen dieſem letzteren ſeine Hilfe zu leihen. Dafür 
werde an dem Cage, an dem die polniſch-litauiſche Union Wirklichkeit 
werde, Polen auf den Korridor und auf Gdingen ver⸗ 
Ane und ſich nicht mehr der Rückkehr Danzigs zum Deutſchen 

eich widerſetzen. Aber die „Liberté“ hatte mit ihrer Meldung das 
Pech, ſich umgehend vom „Temps“ eines Beſſeren belehren laſſen zu 
müjlen. Dieſer hatte ſeine Informationen aus einer nicht minder „ſiche⸗ 
ren Quelle“ bezogen: Deutjchland, erklärte er, habe niemals darauf 
verzichtet, Memel eines Tages wieder jurüchzuge winnen; 
denn es ſehe in dieſem Gebiet eine der wichtigſten Etappen ſeiner 
Expanſion nach Nordoſten. 

Dieſe Seſtſtellung des dem Pariſer Außenminiſter naheſtehenden Blattes 
konnte nun freilich die „Lido ve Novinp“, das offiziöſe Organ des 
Dr. Beneſch, nicht daran hindern, das gerade Gegenteil zu behaupten, 
und, „auf ſichere Angaben geſtützt“, folgende Mitteilungen über den 
Inhalt des geheimnisvollen deutſch-polniſchen Militärpaktes zu machen: 
Polen habe ſich verpflichtet, der deutſchen Ex panfſion im 
Donaubecken keine Schwierigkeiten zu machen. Dafür habe 
Deutſchland verſprochen, nicht mehr an die Korridorfräge 
zu rühren und Polen freie Hand in den baltiſchen 
Staaten zu laſſen. Serner ſeien die beiden „verbündeten“ Staaten 
übereingekommen, Litauen unter ſich aufzuteilen und 
Lettland und Eftland als öntereſſenſphäre der polniſchen Führung zu 
unterſtellen. Und um ihre Politik gegen den ruſſiſchen Einfpruch zu 
ſichern, hätten ſie ſchließlich auch noch einen Seheim vertrag mit 
den Japanern geſchloſſen. Noch „beſſer“ als dieſes Beneſch-Organ 
war „Che Week“, ein engliſches Wochenblatt, informiert, das ſich 
guter Beziehungen zur Londoner Somjetbotfchaft erfreuen ſoll und nun 
feſtgeſtellt haben wollte, daß kein anderes Land als die Somjet- 
union dazu auserſehen ſei, das Hauptopfer der deutſch⸗ 
polniſchen Berſchwörung zu werden. Die Generalſtäbe der 
beiden „Verbündeten“ hätten, ſo erzählte das Blatt, bereits eingehende 
Pläne fertiggeſtellt, wie der ſog. Noſenberg-Plan, dieſes Schreckgefpenit 
aller Sowjetgrößen, demnächſt in die Tat umgeſetzt werden ſoll. Japan 
werde Rußland im Fernen Often angreifen und ſchwächen, Polen nach 
Südoſten in die Ukraine und nach Often gegen Moskau vorbrechen, 
und Deutſchland werde bei Petersburg Truppen landen, um ſie gleich- 
falls gegen Moskau marſchieren zu laſſen. Aus alledem mag der freund- 
liche Leſer entnehmen, daß Deutſchland und Polen den Frieden gefähr- 
den und daß das franzöſiſche, englifche, tſchechiſche und ſonſtige Publi- 
kum gut daran tut, auf der Suche nach einer ſicheren Kapitalsanlage 
den Aktien der Nüſtungsinduſtrie den Vorzug zu geben. i 

Nach einem Grund für dieſes ganze Geſchrei braucht man nicht lange 
zu Juchen: Man wollte der Welt klar machen, wie notwendig das rufliſch⸗ 
franzöſiſche Bündnis für die Erhaltung des Friedens iſt. Man wollte 
Polen einſchüchtern. Man wollte es zum Nachgeben in der 
Frage des Oftpaktes zwingen. Man wollte ihm klarmachen, daß es ſich 
den Sorn der „öffentlichen Meinung“ der joa. „kultivierten“ Länder 
zuziehe, wenn es nicht endlich aufhört, eine Politik auf eigene Sault 
zu betreiben. Übrigens geht es Südſlawien, das gleichfalls im 
„Verdacht“ deutſchfreundlicher Einstellung ſteht, nicht anders als Polen. 


Hier war es die Wiener Suſtempreſſe, die zuerſt die Alarm- 
trommel rührte und zur Freude der Wiener und Londoner Preſſejuden 
die italieniſche Seele in patriotiſche Wallung versetzte. Deutſchland 
und Südflawien, wußte die Wiener „Reichspoſt“ zu melden, 
hätten ein geheimes Militärabkommen gegen Stalien 
geſchloſlen und die nach dem letzten Aufſtand nach Südflawien geflüch- 
teten Nationalſozialiſten würden dort ausgebildet und organifiert und 
eines Tages würden fie einen Marſch auf Nom unternehmen, — 
ne um im Garten des Vatikans eine Wodanseiche zu 
pflanzen. 


Bündnis und Gleichberechtigung. 


Von polniſcher Seite liegt keinerlei Äußerung darüber vor, d. 
es die Abſicht hätte, endgültig mit Srankreich zu brechen. Eine 
ſolche Außerung ift auch nicht zu erwarten. Auch Frankreich geht nicht 
bis zum Letzten. Es verlangt zwar ſeit Monaten von Polen mit 
wachſender Ungeduld, es folle ſich nun endlich entſcheiden. Aber 
es hütet ſich, die alten Beziehungen von ſich aus zu löſen. Es 
verſucht im Gegenteil immer wieder, den Polen goldene Brücken ju 
bauen. Trotz aller Verärgerung, trotz aller Kon- 
flikte halten beide Staaten doch immer noch an der 
alten Borftellung eines „naturgegebenen“ Bünd- 
niſſes feft. Der Streit geht keineswegs darum, ob Freund 
oder Feind, ſondern darum, ein neues Verhältnis zueinander zu finden, 
das der Entwicklung Polens vom Vaſallenſtaat zur Großmacht ent- 
ſpricht. Die Meinungsverſchiedenheiten, die in dieſer Hinſicht beſtehen. 
jind allerdings nicht gering. Sie ſchließen bei längerer Sortdauer die 
Möglichkeit einer tiefgehenden Entfremdung und 
jelbft einer grundſätzlichen Wandlung in der gegenſeitigen Orientierung 
nicht aus. Intereſſant ift da eine Außerung von Kaſimir S mo- 
gorzemfki in der Zeitjchrift „Ejprit International“, wo das gegen- 
wärtige polniſch-franzöſiſche Verhältnis wie folgt charakteriſiert wird: 
„Die geographiſchen, hiſtoriſchen und politiſchen Bedingungen, die zum 
Abſchlußß des polniſch-franzöſiſchen Bündniſſes geführt haben, bleiben 
in Kraft. Niemand in Polen denkt daran, die Bande zu löſen, die die 
beiden Länder vereinigen. Kein Pole hegt Befürchtungen für die 
kommende Entwicklung des polniſch-franzöſiſchen Bündnifſes und für 
die vertrauensvolle und harmoniſche Zujammenarbeit. Diefe Zufammen- 
arbeit wird immer fo fein, wie ſie von Frankreich gewünſcht wird ...“ 


„Wahrheiten unter Verbündeten.“ 


Die Entſcheidung über die Zukunft des polniſch-franzöſiſchen Ver- 
hältniſſes liegt danach alſo bei Frankreich. Daß es ſo iſt und daß es 
ſich für Polen nicht um eine Löſung des Bündniſſes mit Frankreich 
handelt, geht ſehr deutlich aus einem Artikel der offiziöſen „Sayeta 
Polska“ hervor, die unter der Überſchrift „Wahrheiten unter Ver- 
bündeten“ u. a. folgendes ſchreibt: 

„Die antipolniſche Kampagne ſtützt ſich auf drei Grundlagen: auf die 
Unwahrheit, auf die Unkenntnis der Sache und auf die Mißverſtändniſſe 
des Wejens der polniſch-franzöſiſchen Beziehungen. Die Un wahr 
beit bezieht ſich auf die angeblichen deutſch-polniſchen Seheimverträge 
und auf die ‚Verſchwörung“, deren Siel der Krieg, der Überfall oder 
die Eroberungsabjicht Polens fein ſollen. Unwahr iſt alles das, was 
man Polen mehr oder weniger unverſchämt unterſtellt, daß es von 
irgendwelchen fremden Faktoren abhängt. 

„Noch häufiger tritt in der framöſiſchen Preſſe die Unkenntnis 
der Sache in Erſcheinung. Was iſt es denn anderes, wenn man von 
Millionen- oder gar Milliardenkrediten ſpricht, die Polen eingeräumt 
werden ſollten, während es doch Tatjache iſt. daß Frankreich ſeit 1930 
wohl an Öfterreich, Ungarn, die Cſchechoſlowakei, Südflawien u. a. 
Staaten, aber nicht an Polen Kredite einräumte. Iſt es denn nicht 
eine lächerliche Unkenntnis, wenn ſelbſt der ernſthafte ‚Temps‘ wieder 
holt, der polniſch-ſowjetruſſiſche Nichtangriffspakt, ſei unter franzö⸗ 
ſiſchen Aufpizien zuftande gekommen, während doch das Gegenteil wahr 
iſt. Und was iſt es denn anderes als die Unkenntnis, wenn man den 
‚Sall Syrardom' als den Kampf Polens gegen das ausländiſche oder 
gegen das franzöſiſche Kapital darftellt, während es ſich doch in Wirk⸗ 
lichkeit um den Kampf gegen Wißbräuche handelt. 

„Polen und Frankreich verbindet das Bündnis, das nicht nur in 
den Sympathien, Jondern vor allem in den tiefen Lebens 
intereſſen beider Völker verankert iſt. Neben anderen, wich- 
tigeren Abmachungen ſchafft dieſes Bündnis eine natürliche 
Grundlage für die Außenpolitik beider Staaten. 
Es iſt die Baſis für eine gemeinſame Politik, aber eine gemeinfame 
Politik bedeutet noch nicht die Politik eines einzigen Partners. Nach 
Auffaſſung der framöſiſchen Publiziften müßte jich Polen ju einer 
Politik verſtehen, die alle Sehlgriffe Frankreichs — von Locarno bis 
zum Viermächtepakt, von Briand bis Barthou, vom „konſtruktiven“ 
Abrüſtungsplan bis zu allen übrigen konftruktiven Plänen — gutheißt. 
Indeſſen beruht das polniſch-franzöſiſche Bündnis auf dem Grund 
jat der Gegenſeitigkeit, und eine. auf dieſes Bündnis ge⸗ 
ſtützte Politik kann nur dann gut und fruchtbar fein, wenn fie auf 
dem gegenseitigen Verſtehen baſiert. Denn nichts 
Poſitives und Pauerhaftes kann im Often Europas 
ohne Polen zuſtande kommen. Das Bewußtſein dieſer 
Wahrheiten darf man nicht nur vom Verbündeten, ſondern auch von 
Realpolitikern und ſogar von Publiziften erwarten.“ 
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‘35, Polen und Nußland. 


Die Veröffentlichung des Oftpakttextes in der 
italieniſchen Prejle hat gezeigt, daß der Pakt im Grunde genommen 
nur dazu dienen Joll, das ruffilb=-frangöfilde Bündnis 
im Rahmen des Völkerbundes möglich zu machen. 
Welches Intereſſe Jollte Polen an einer vertraglichen Seſtigung der 
franzöſiſch⸗rulſiſchen Annäherung haben? In jeder Beziehung müßte 
jich eine ſolche Entwicklung hindernd auf die polnische außenpolitiſche 
Bewegungsfreiheit auswirken. Schon die bloße Diskuſſion über den 
Oftpakt hat den litauiſchen Widerstand gegen die polniſchen Abjichten 
verjteift. Schon die beginnende Annäherung zwiſchen Paris und 

kau hat eine Aktivität der ruſſiſchen Politik im Baltikum zur 
Solge gehabt, die den Polen bei der Verfolgung ihrer eigenen Pläne in 
jeder Beziehung hinderlich iſt. Schon die bloße Erwägung der franzöſiſchen 
Diplomatie, ſich in Moskau einen neuen Stützpunkt ihrer Ofteuropa=- 
politik ju verſchaffen, hat die Bedeutung Polens für Srankreich 
gemindert. Polen kann nichts daran liegen, Nuß⸗ 
land in das Setriebe der europäiſchen Politik ein- 
geſchaltet zu ſehen. Woran es in bezug auf Rußland ein 
Intereſſe haben kann, das hat es mit dem Nichtangriffspakt ſchon 
lange erreicht: Die deutſch-ruſſiſche Suſammenarbeit, von der es ſich 
jeit Napallo bis zum letzten Jahre ſtändig bedroht fühlte, iſt in die 
Brüche gegangen. Eine irgendwie geartete Erneuerung dieſes Ju- 
jammenſpiels Moskaus mit einer der weltlichen Hauptſtädte aber iſt 
durchaus nicht geeignet, das polnische Sicherheitsgefühl zu erhöhen. 


23 nee 


Im Gegenteil. Was Polen fich wünſcht, das ift eine 
möglich ſt ſtarke Inanlpruchnahme der Sowjetmacht 
durch fernöſtliche und andere aſiatiſche Dinge, 
eine möglichſt völlige Abkehr der Moskauer Machthaber von den 
Fragen der europäiſchen Politik, insbeſondere von den Problemen des 
daltiſchen Raumes. Das war der Sinn des polniſchen Nichtangriffs⸗ 
paktes mit Rußland. Wenn dieſes Ziel nicht erreicht worden iſt, 
wenn Nußland trotz der drohenden Kriegslage am Amur und an der 
chineſiſchen Oltbahn heute aktiver als jemals ſeit dem Nigaer Stie- 
densſchluß in die Ereigniſſe jenfeits feiner Weſtgrenzen eingreift, ſo 
geht das auf zwei Gründe zurück: Vor allem ijt es Frankreich, 
das Nußland aus ſeiner aſiatiſchen Orientierung 
heraus zuziehen beſtrebt ift, um es um Jo beller gegen das 
rebelliſche Polen als Druckmittel und Quertreiber anſetzen zu können. 
Dieſem franzöſiſchen Bemühen kommt die Sucht der Sowjets 
vor einer bewaffneten Intervention, die ſeit der 
Machtergreifung des Nationalſozialismus in zunehmendem Maße über 
der ruſſiſchen Außenpolitik liegt. Frankreich meint — und zwar mit 
Recht — dem ſelbſtändigen Auftreten Polens am wirkſamſten mit 
Hilfe Rußlands entgegentreten zu können und dieſes Jelbjt hofft, 
ſich durch eine möglichſt weitgehende Einſchaltung in die europäiſche 
Politik vor der vermeintlichen Gefahr einer Intervention retten zu 
können. Daher das von Frankreich unterstützte Beſtreben der Sowjets, 
im Völkerbund eine feſte Poſition zu erlangen. Und daher auf der 
anderen Seite die polniſchen Bedenken gegen eine Aufnahme der 
Sowjetunion in die Genfer önſtitution. 


Der polniſche Antrag zur „Minderheitenfrage“. 


Auf der Tagesordnung der am 10. September begonnenen V5 l- 
kerbundstagung ſteht der von der polniſchen Regierung ein- 
gebrachte Antrag auf Ausdehnung des „Minderbeiten- 
ſchutzes“ auf alle Staaten. Bisher hat dieſer Antrag in 
Senf keine allzu ſtarke Berückſichtigung gefunden. Sofern er von 
Polen ernſt gemeint iſt, wird er auch jetzt wieder auf den Wider 
ſtand vor allem der drei weſtlichen Sroßmächte 
stoßen und wird er von dieſen Staaten geradezu als eine un- 
freundliche Handlung von polniſcher Seite auf⸗ 
gefaßt werden. Frankreich wird ſich nicht damit einverſtanden 
erklären, daß ſich ſeine zahlenmäßig recht ftarken fremden Volks- 
gruppen als „nationale Minderheiten“ aufmachen, die Unterſtützung 
anderer Mächte gegen die Aſſimilterungspolitik der Pariſer Regierung 
anrufen und damit ſchließlich die Welt darauf aufmerkſam machen, 
daß das „einige und unteilb are“ Srankreich auf dem 
beſten ege iſt, ein — Nationalitätenſtaat zu 
werden. Auch die das Lebensrecht fremder Volkstümer verneinende 
Staatsidee des Saſchismus lehnt grundſätzlich jede Anwen⸗ 
dung „minderheitenrechtlicher“ Grundſätze und Methoden auf Italien 
ab. Auch bei Belgien, wo die mehr als die Hälfte des Staats- 
gebietes beſiedelnden Vlamen im Kampf um ihre Gleichberechtigung 
ſtehen, und vor allem bei Sowjetrußland, auf das im Calle 
ſeiner Aufnahme in den Völkerbund die geforderte Verallgemeinerung 
doch wohl auch ausgedehnt werden müßte, treten einer Verwirklichung 
des polniſchen Antrages unüberwindliche Hinderniſſe entgegen. 
Deutſchland, gegen das die polniſche Abficht, die ja ſchon ſeit 
Jahren beſteht, urſprünglich in der Hauptfache gerichtet war, iſt an der 
Genfer önſtitution nicht mehr beteiligt. Überdies ſehen wohl auch 
die ernstzunehmenden Kreiſe in Polen ſelber heute keine Veranlaſſung 
mehr, zur Wahrung der Nechte der in Deutſchland lebenden Polen 
den Beistand internationaler önſtanzen in Anſpruch zu nehmen. Und 
Schließlich ſieht es Polen heute wohl auch ſchwerlich noch als feine 
Aufgabe an, ſich zum Schützer der pariſitären jüdiſchen Volksgruppen 
gegen die Notwehr der ausgeplünderten Wirtsvölker zu machen — ein 
Gedanke, der beſonders im vergangenen Jahre bei manchen nicht un— 
maßgeblichen Kreiſen in Polen wohl eine gewiſſe Rolle geſpielt hat. 

Wenn Polen trotzdem auf einer Behandlung ſeines Antrages be- 
ftebt, jo hat das andere Gründe. Sunächſt iſt es für Warſchau 
eine Preſtigefrage, daß ſich der Völkerbund mit diefer Frage 
befaßt. Die Unluft, die der Völkerbundsrat im Mai d. C. in dieſer 
Hinſicht bewies, hatte an der Weichſel erheblich verſtimmt. Vor 
allem aber kommt es den Polen darauf an, endlich 
von der einſeitigen Belaſtung durch den Minder 
heitenſchutzbertrag von 1919 befreit und auch in 
bezug auf die fremden Volksgruppen feines Ge- 
bietes den großen Mächten völlig gleichgeordnet zu 
werden. Der „Kurſer Polſbi“ gibt die Auffaflung der polniſchen 
Negierung und die Einstellung der öffentlichen Meinung Polens wieder, 
wenn er u. a. ſchreibt: Es ſei wirklich nicht zu verſtehen, daß ſich die 
Minderheiten in Polen mit jeder Kleinigkeit nach Senf wenden 
könnten, während die in Frankreich und Stalien lebenden Minder- 
heiten rechtlos ſeien. Auch ſei der Gedanke unerträglich, daß die 
Sowjetunion in den Völkerbund eintreten könne, ohne Minderheiten 
verpflichtungen zu übernehmen. 

Angeſichts der Catſache, daß wenig Ausſicht auf eine (beſtenfalls 
nur theoretiſche) Verallgemeinerung des „Minderheitenſchutzes“ beſteht, 
läuft der polniſche Antrag praktiſch wohl a die Forderung 
Polens, den Vertrag von 1919 gänzlich aufzuheben, hinaus. Die 
einzigen, die ein lebhaftes Intereſſe an einem Erfolg des polnischen 


Antrages haben, find wohl die Juden. Sie hoffen, ſich auf 
dieſe Weiſe ein Hilfsmittel gegen den ſich allent⸗ 
halben verſchärfenden Antifemitismus ſchaffen zu 
können. Intereſſant ift übrigens, was der „Hajnt“, ein zioniſtiſches 
Warſchauer Jargonblatt, zu dem Antrag bemerkt. Die Juden, 
jo ſagt er, müßten darauf bejteben, daß Polen nach 
wie vor durch den „ihm von der Judenſchaft auf- 
gezwungenen Ainderheiten vertrag“ gebunden bleibe, 
wenn die an dieſen Vertrag geknüpften Erwartungen der Juden auch 
enttäuſcht worden eien. Denn, fo ſchreibt der „Hajnt“ weiter, die 
Minderheitenverpflichtungen ſeien eine hiſtoriſche Errungenſchaft und 
die Juden dürften nicht Jo leicht auf fie verzichten. Sie müßten ſich 
mit allen Kräften allen Verfuchen entgegenjtellen, den rechtlich ge⸗ 
ſicherten „Minderheitenſchutz“ zu beſeitigen, „ſelbſt wenn dieſe Ver 
juche unter der Maske der Verbreiterung und Verallgemeinerung des 
Schutzes erfolgen“. Polen wird ſich durch dieſe jüdiſche Gegnerſchaft 
nicht von ſeiner Einſtellung abbringen laffen, daß der Minderheiten- 
ſchutzbertrag entweder alle zu verpflichten habe oder keinen. 


Im folgenden ſei der Wortlaut des polniſchen An- 
trages wiedergegeben: 8 

„Von der Vorausſetzung ausgehend, daß die gegenwärtig verpflich- 
tenden Abmachungen und Erklärungen einiger Staaten nur für 
einen Teil der Mitglieder des Völkerbundes die Verpflichtung auf 
Schutz der Minderheitenrechte enthalten, während andere Mitglieder 
des Völkerbundes dieſen Verpflichtungen immer noch nicht unterliegen, 

daß dieſer Zuftand die internationale Garantie nur gewiſſen 
nationalen Minderheiten gewährt, andere dagegen ohne 
internationalen Schutz läßt und dieſe ſich keinesfalls mit der Bitte um 
Schutz an den Völkerbund wenden Können, 

daß eine derartige Unterſcheidung zwiſchen geſchützten und nicht 
geſchützten Minderheiten im Widerſpruch zu den rund 
fätzen der Gerechtigkeit ſteht, 

daß die Raffen-, Sprachen- und konfeffionellen Minderheiten die 
von dem beſtehenden internationalen Schutz nicht erfaßt ſind und die 
dasselbe moralische Necht auf Nutznießung des Schutzes des Völker- 
bundes beſitzen, faſt alle europäiſchen und außereuropäiſchen Staaten 
bewohnen, 

ſtellt die Völkerbundverſammlung feſt, daß die gegenwärtig 
beſtehenden Beſtimmungen auf dem Gebiet des internationalen Minder- 
heitenſchutzes nicht den Grundſätzen der internationalen Moral ent- 
sprechen, und ift deshalb der Anficht, daß zwecks Beſſerung dieſes 
Sultandes ein allgemeines Abkommen über den Min- 
derheiltenſchutz abgefıhloffen werden muß. Dieſes Abkommen 
muß für alle Mitglieder des Völkerbundes einheit- 
liche Verpflichtungen enthalten, die allen nach Raffe, 
Sprache und Konfeſſion beſtimmten Minderheiten 
den internationalen Schutz juſichern. 


Der Völkerbund beſchließt, zu dieſem Sweck eine internatio- 
nale Konferenz einzuberufen, die ſich aus allen Mitgliedern 
des Völkerbundes zufammenfett. Die Aufgabe dieſer Konferenz wird 
es ſein, ein Abkommen über den Minderheitenfchutz 
auszuarbeiten. 

Der Völkerbund bittet den Völkerbundsrat, entſprechende Maß- 
nahmen zu treffen, die die Einberufung der erwähnten internationalen 
Konferenz in möglich ſt kurzer Zeit, jedenfalls aber im Laufe 
von ſechs Monaten nach Schluß der gegenwärtigen Völkerbunds⸗ 
tagung, gewahrleiſten.“ 


co 
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Pleß und Grazyniki. 


Dasſelbe Schickjal, das ſie den anderen großen deutſchen Unter- 
nehmen ſchon früher bereitet haben, wollen die Polen nun auch 
der Freien Standesherrſchaft Pleß bereiten. Die Pleß- 
ſchen Unternehmen find von der ganzen, ehemals blühenden önduſtrie 
diejenigen, die ſich am längſten zu behaupten vermochten. Die Aktien- 
geſellſchaften Gieſche, Bismarckhütte, Vereinigte 
Rönigs- und Laurahütte, Kattowitzer Bergbau uſw. 
gingen unter zum Ceil rieſigen Kapitalverluften den deutschen Beſitzern 
verloren. Das Vermögen des Grafen Henckel von Donners 
mar ck, das beim Übergang Oſtoberſchleſiens an Polen mit 150 Mil- 
lionen Goldmark bewertet wurde, war ſchon nach wenigen Jahren 
infolge der gewaltſamen polniſchen Eingriffe zugrundegerichtet. Pas- 
ſelbe war beim induftriellen Beſitztum des Hrafen Balleſtrem der 
Sall. Überall gelangten die Polen zu dem erſtrebten Ziel, die Induftrie- 
unternehmen den deutſchen Beſitzern zu entreißen, dadurch, daß ſie 
den Unternehmern unerhörte Steuer ſummen auf- 
bürdeten. 

Auf dieſelbe Weiſe verſuchen fie jetzt das Pleßſche Vermögen in 
ihre Hände zu bekommen. Das Vermögen des Sürſten Pleß, 
das von deſſen älteſten Sohn, dem Prinzen von Pleß, verwaltet wird, 
wird auf rund I Milliarde Slot geſchätzt. An ſich ſcheint 
alſo die Millionenſumme, die dem Vermögen jetzt an „rückſtändigen“ 
Steuern auferlegt worden ift, nicht allzu beträchtlich zu fein. Aber man 
erkennt ſofort, daß dieſe Summe unmöglich in kurzer Seit aufgebracht 
werden kann, wenn man bedenkt, daß der Beſitz des Fürſten von Pleß 
großenteils in Liegenſchaften beſteht, die keine Nente abwerfen, ſondern 
laufende hohe Suſchüſſe verlangen, daß zu dem Beſitz etwa 40 000 Hektar 
Wald- und Ackerland gehören, deſſen Erträge bei der heutigen Wirt- 
ſchaftslage minimal Jeien, ſofern es überhaupt noch Erträge abwirft, 
und daß ſich auch die induſtriellen Unternehmen bei dem allgemeinen 
wirtſchaftlichen Niedergang nicht mehr ſo hoch wie früher rentieren. 

Mitte 1930 begann der Aufſtandswojewode Grazynjki feinen 
Vernichtungskampf gegen Pleß. Mit 25 Millionen Sloty Steuern 
wurde Pleß für die Jahre 192 5 bis 1930 belegt. Pleß ging nach 
Senf; Oeutſchland vertrat die Klage des Prinzen im Haag. Aber 
Genf verfagte — wie immer, und Deutſchland 309, nachdem es auf 
eine weitere Mitgliedſchaft im Völkerbunde verzichtet hatte, auch die 
Klage vor dem Internationalen Gerichtshof zurück. Im Mai d. F. 
lief das Moratorium, das Pleß nach großen Opfern und langen 
Verhandlungen von den Polen erreicht hatte, ab. Es begannen die 
Pfändungen und Verjteigerungen, die zwar im ganzen nur 
etwa eine Viertel Million Zloty einbrachten, dafür aber zu dem von 
den Polen gewünſchten Siele führten: Die Fortführung der 
Pleßſchen Unternehmungen wurde, da keine flüſſigen 
Betriebsmittel mehr da waren, in Frage geſtellt; die Löhne 
und Gehälter konnten nicht mehroder nur noch teil- 
weiſe ausgezahlt werden. Alle Vergleichsangebote des 
Prinzen und alle Verſuche, die Behörden zu einer Äußerung auf dieſe 
Vorſchläge zu veranlaſſen, blieben vergebens. Die Hetze der polniſchen 
Preſſe gegen den Prinzen und ſeinen' Vater verſtärkte ſich. Auch die 
maßgebenden polniſchen Rerierunesorgane ließen es ſich nicht nehmen, 
die Verdächtigungen und Entſtellungen, mit denen das Anſehen der 
Pleßſchen Lern cllung bei der unruhig werdenden Arbeiterschaft herab- 
geſetzt werden ſollte, zu unterſtützen. Dem Prinzen wurde keine Ge- 
legenheit gegeben, von unparteiiſcher Seite die Wahrheit Jeiner 


Darſtellung der Dinge nachprüfen zu laſſen. Ehe noch das Gutachten 
der mit der Nachprüfung beauftragten Neviſions und Treu- 
band A. -G. fertig geſtellt iſt und noch ehe ſich der Völkerbund 
mit den Pleßſchen Beſchwerden hat befallen können, wurde über 
das geſamte Vermögen des Sürften die Swangs⸗ 
verwaltung verhängt. Damit ist die Freie Standes- 
herrſchaft Pleß in einen neuen und vielleicht den letzten Abſchnitt ihrer 
mehr als 450 jährigen Geſchichte eingetreten. Das Sürftentum 
Pleß wurde im Jahre 1458 durch Wladislaus II., König von 
Böhmen und Ungarn und Herzog von Schleſien, errichtet. Der Auf- 
tandswojewode Grazunſki kann den zweifelhaften Ruhm für ſich in 
Anſpruch nehmen, dieſe älteſte Standesherrſchaft Oberſchleſiens ruiniert, 
damit aber auch eine der ſtärkſten Stützen der ober 
ſchleſiſchen Wirtſchaft an den Nand des Abgrundes 
gebracht zu haben. Saft an demſelben Tage, an dem Michael 
Grazunſki auf eine achtjährige Tätigkeit als Wojewode in Kattowitz 
zurückblicken konnte, wurde durch die Verhängung der Gerichtsaufſicht 
der entſcheidende Schritt zur Enteignung der Pleßſchen Beſitztümer 
unternommen. Aber der Name Pleß wird in der Geſchichte des ober- 
ſchleſiſchen Landes noch ſeine glanzvolle Bedeutung beſitzen, wenn von 
einem Srazynjki, dem kleinen Omitator der größeren Freiheitskämpfer 
vergangener Seiten, keine Spur mehr vorhanden ſein wird. 

Die polniſche Regierung hat am 4. September ihre 
Stellungnahme zu den beim Völkerbund einge- 
reichten Klagen des Prinzen von Pleß veröffentlicht. 
Die polniſche Antwort enthält in ihren Vorwürfen, die gegen Pleß 
erhoben werden, kein Moment, das in letzter Seit nicht ſchon von der 
polniſchen Preſſe vorgebracht und von deutſcher Seite widerlegt worden 
wäre. Originell iſt lediglich die Behauptung der Warſchauer 
Regierung, daß es Sich hier um eine reine Steuer 
angelegenheit handle, die nicht in das Gebiet des 
„Minderheitenſchutzes“ gehöre. Mit dieſer Behauptung 
ſtellt ſich die Regierung in offenen Widerspruch zu ihrer eigenen Preſſe, 
die immer wieder betont hat, daß die Steuer maßnahmen 
notwendig ſeien, weil der Prin; von Pleß kein 
loyaler Staatsbürger fei. Und zwar will die Preffe den 
Beweis für die Slloyalität des Prinzen, vor allem in der CTatſache er⸗ 
blicken, daß dieſer als Präjident des Deutſchen Volks- 
bundes eine hervorragende Stellung innerhalb der deutſchen 
Volksgruppe Oſtoberſchleſiens einnehme. Maßgebende polniſche Bo- 
hördenſtellen haben widerholt zu erkennen gegeben, daß die Steuer- 
maßnahmen gegen den Prinzen rückgängig gemacht 
werden würde, wenn dieſer ſich den Wünſchen des 
Wojewoden zugänglich erwieſe. Dieſe Wünſche richten 
ſich aber insbeſondere auf die Poloniſierung der Pleßſchen 
Betriebe, die Beſetzung beſtimmter leitender Poſten mit „zuver- 
läſſigen“ Polen und die „Säuberung“ der Angeſtellten- und Arbeiter- 
ſchaft von deutſchen und deutſchgelinnten Elementen. 
Grazunſki ſelbſt hat. zwar wohl nicht in der Offentlichkeit, aber 
den Bevollmächtigten des Prinzen von Pleß gegenüber beſtimmte 
Bedingungen genannt, unter denen er ſich zum Nachgeben bereit 
finden würde. Dieſe Bedingungen tragen gleichfalls eindeutig poli- 
tiſchen Charakter und laſſen keinen Sweifel daran, daß es ſich bei 
dem Steuerkampf gegen Pleß um eine „minderheitspolitiſche“ Maß- 
nahme handelt. 


Oftland-Woche. 


Innerpolitiſche Wandlungen in Polen. 


Seit einiger Zeit iſt — namentlich in der Oppoſilionspreſſe — von 
bevorſtehenden innerpolitiſchen Anderungen in Polen die Rede. So 
Jpricht man u. a. davon, daß der Minifterpräjlident Rozlomfki bald 
zurücktreten werde. Es gehen Gerüchte um, daß die Spannungen, 
die innerhalb des Negierungsblocks beſtehen, ſchon 
in., nächlier. Wi. u vprtamnpbfiichev., I nhildunage., fühzee,. mer dern., in. 

denen Kojcialkomfki und Prof. Bartel beſonders hervor- 
treten ſollen. Es ſei, ſo heißt es, durchaus nicht ausgeſchloſſen, daß der 
Sejm bald aufgelöſt werde. Sweifellos iſt das innerpolitiſche Leben 
Polens ſeit der letzten Negierungsumbildung in ſtarke Bewegung 
geraten; ſchon die Regierungsumbildung ſelbſt war der Ausdruck einer 
ſtarken inneren Gärung. Dieſe iſt ſowohl im Negierungslager wie in 
den Lagern der verſchiedenen Oppoſitionsgruppen vorhanden. Die 
Spannungen in der Sanacja werden durch den Gegenſatz zwiſchen 
den Konſervativen und den kleinbauern=- und ar⸗ 
beiterfreundliben, jetzt am Nuder befindlichen 
Kreiſen ſowie durch den Hegenſatz der Jungen gegen die 
Alten und weitgehende Meinungsverſchiedenheiten 
in der Judenfrage charakteriſiert. Die Spannung zwiſchen den 
Generationen macht ſich auch im nationaldemokratiſchen 
Lager bemerkbar. Sie hatte dort ſchon vor einigen Monaten zur Los- 
löſung der nationalradikalen Gruppen geführt, deren Tätigkeit jedoch 
nach der Ermordung des Innenminifters Pieracki von der Regierung 
nahezu vollſtändig lahmgelegt wurde. Damit iſt die Oppojition der radi- 
kalen Jungen gegen die endekiſchen Vorkriegspolitiker aber noch nicht 
erledigt. Die Auseinanderſetzungen in den Gruppen und Parteiſtellen, 
ſowie in der Preſſe dauern noch an und werden u. U. auch zu 
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neuen Abzweigungen führen. Der antiparlamentaxiſche, 
bauern⸗ und arbeiter freundliche Kurs der Negie⸗ 
rung findet in der Jugend faſt aller Parteien Su- 
ſtimmung und Gefolgſchaft. In weiten Kreiſen der Bauern⸗ 
partei, deren Sührer, der 5 0 Miniſterpräſident Witos, im Aus- 
lande lebt, wächft die Bereitſchaft, die Oppoſitionsſtellung zum herr- 
ſchenden Regime zu verlaſſen. Eine Gruppe von 14 Abgeordneten und 
Denatoren, jowie eine größere Anzahl von Funktioiiaren der Partei 
hat vor kurzem gegen den Willen des Hauptkomitees der Partei mit der 
Herausgabe eines neuen Blattes, der „Polſka Ludowa“, begonnen. 
Auch auf die anderen linksparteilichen Gruppen übt der neue Regie- 
rungskurs eine wachſende Anziehungskraft aus. Die alten Parteien 
als ſolche verharren zwar in ihrer Oppoſition zur Regierung. Aber 
die alten Führer können immer weniger verhindern, daß ſie die Herrſchaft 
über ihre Anhänger verlieren. Die Ideen, von denen ſie ſich leiten 
laffen, werden von der Maffe und namentlich von der Jugend immer 
weniger als zeitgemäß und nützlich anerkannt. 


„ Mit Hitler in die Macht“ in Pelen verboten. 


Das Thorner Burggericht hat mit einem Urteil vom 24. Auguſt 
auf Grund des Artikels 170 des Strafcodex („öffentliche Verbreitung 
falſcher Nachrichten, die öffentliche Beunruhigung hervorrufen können“) 
eine Neihe von deutſchen Büchern beſchlagnahmen und verbieten 
laffen. An der Spitze diefer Liſte fteht das Buch über den Führer „Mit 
Hitler in die Macht“ von Dr. Otto Dietrich, dem Neichs⸗ 
preſſechef der NSDAP. In Polen ſtehen ſchon ſeit einiger Seit Hitlers 
„Mein Kampf?“ und „Der Mythos des 20. Jahr 
hunderts“ von Alfred Noſenberg auf der Verbotsliſte. Das Urteil 


. 
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des Chorner Burggerichts muß im Zeichen der deutſch-polniſchen Ver⸗ 
ſtändiqung in Oeutſchland völlig unverftändlich erſcheinen. Cs kann 
jedenfalls feſtgeſtellt werden, daß in Deutſchland keine Bücher über 
Marſchall Pilfudfki verboten find. 0 


Ein jüdiſcher Boykottaufruf. 


Das Jüdiſche Sentralkomitee zum Boykott 
Deutſchlands, das in Polen feit anderthalb Jahren befteht, hat 
endlich einmal eine vernünftige Maßnahme getroffen. Es hat nämlich 
einen Aufruf erlaffen, in dem die 594 1 1 en Juden auf⸗ 
gefordert werden, ſich nicht an Reifen nach Deutſch⸗ 


land zu beteiligen, mie fie ſeit dem Beginn der Verſtändigungs⸗ 


aktion jwiſchen Deutſchland und Polen ſchon verſchiedentlich unter 
ſtarker Beteiligung veranſtaltet wurden. Das Gentralkomitee droht 
den Teilnehmern an ſolchen Reifen mit der Ver öffentlächung 
ihrer Namen. In Oeutſchland kann man einen ſolchen Aufruf, 
der dazu beiträgt, die Juden dem deutſchen Boden fernzuhalten, mit 
einiger Genugtuung zur Kenntnis nehmen. Die Polen. die Oeutſch⸗ 
land beſuchen, können eines freundlichen Smpfanges nur um Jo ſicherer 
fein. Die nationaldemokratifhe „SGazeta Warfzamfka“ meint 
allerdings, daß der Aufruf wohl keinen großen Erfolg haben werde. 
Er werde ebenjo mit einer Kompromittierung des Judentums enden 
wie die bisherigen Bopkottanordnungen, die nur bewieſen hätten, daß 
den Juden das Geſchäft und der Profit wichtiger ſind als Ideen. 


Die Schulnot der Deutſchen in Polen. 


Am 26. Auguſt erhielt ver deutſche Lehrer Adelt von der 
ſtaatlichen evangeliſchen Schule in Wiſchin-Hauland (Kreis 
Kolmar) die Mitteilung, daß er an die polniſch-katholiſche Volksſchule 
in Solkiewka, einem Dorf in der Wojewodſchaft Lublin, ver- 
ſetzt worden if. Die Gemeinde Wiſchin-Hauland ift faſt rein 
deutſch und evangeliſch. Die Schule, die nunmehr ihres 
deutſch-evangeliſchen Lehrers beraubt worden iſt., wird von 50 Kindern 
beſucht. Vorerſt ſind die Kinder ohne Unterricht, da ein Nachfolger 
für Adelt noch nicht eingetroffen iſt. Adelt iſt in eine von Polen, 
Ukrainern und Juden bewohnte Gegend verſetzt worden. Die nächſten 
deutſchen Kolonien ſind von feinem neuen Dienſtort über 20 Kilometer 
entfernt. Für Adelt ift die Überſiedlung in die fremde Umgebung be- 
ſonders ſchmerzlich, da feine Frau feit einiger Zeit, nach der Geburt 
des dritten Kindes, erkrankt ift. 

Am 21. Auguſt kamen die polnifh-katholifchen 
Kinder aus Kuſchlin und Comafzewo (Kreis Neutomifcheh, 
die bis dahin ordnungsgemäß die polniſch-katholiſche Schule in Slupon 
beſucht hatten, in die dortige dentſch-evangeliſche Schule, 
ſetzten ſich in den Bänken foſt und ließen ſich nicht bewegen, ihre Plätze 
wieder zu räumen. Die polniſch-katholiſche Lehrerin, die an der deutſch— 
proleſtantiſchen Schule in deutſcher Sprache unterrichtet, und der Kreis- 
ſchulinſpektor taten erſtaunt und ließen die Kinder gewähren. Die 
Sache hat alfo wohl einen Haken. Durch die fiberfiedlung von 23 pol⸗ 
niſchen Kindern wird der deutſche Charakter der Schule 
gefährdet: denn bald wird man herausgefunden haben, daß man 
polniſchen Kindern nicht zumuten kann, einem Unterricht in deutjcher 
Sprache beizuwohnen, daß alſo entſprechende Veränderungen im Schul» 
betrieb vorgenommen werden müſſen. 

Mit der Begründung. daß infolge des Nückganges der Schülerzahl 
eine Fortführung des 4. deutſchſprachigen Jahrganges nicht möalich ſei, 
wurde zu Beginn dieſes Schuljahres dieſer Jahrgang an der Bier 
liter Kloſterſchule aufgelöſt. Nun bleibt nur noch der 
5. Jahrgang übrig. nach deſſen Ablauf das Lehrerinnenſeminar 
gänzlich aufgelaſſen wird. Ein Teil der Seminariſtinnen ließ 
ſich in das evangeliſche Seminar eintragen. Das Luzeum. deſſen Abſol⸗ 
vierung dem Pehrerinnenfeminar in Zukunft vorausgehen ſoll. wird 
bereits mit polnischer Unterrichtsſproche eröffnet werden. Auch das 
Handarbeitslehrerinnenſeminar wird polniſche Unterrichtsſprache haben. 


Ebrung eines Poſener Deutſchen. 


Die Grabſtelle eines vor vielen Jahrzehnten verſtorbenen 
Poſener Mitbürgers, des bekannten Stadtrates Hotthilf Berger, 
deſſen Namen die ſtädtiſche Nealſchule heute noch trägt, iſt vom 
Poſener Magiſtrat in Pflege genommen worden. Die 
eiſerne Umwehrung hat einen neuen Anſtrich mit vergoldeten Spitzen 
erhalten und die Namen ſind wieder lesbar. Sotthilf Berger, ein 
Vorfahre des verewigten Neihspräfidenten von 
Hindenburg hat der Stadt Poſen vor etwa 7o Jahren 50000 
Taler und ein Grundſtück zur Errichtung der Realſchule geſchenkt. 
Nach feinem. Tode bekam die Stadt die Mittel zur Errichtung der 
Bergerſchen Altersperforgungsanftalt und nach dem 
Tode der Witwe die Mittel für die Frauenabteilung des 
Berger Stiftes. 


Ein Senator ſtolpert über Zyrardow. 


Zurardow hat wieder ein neues Opfer gefordert. Nach Led⸗ 
nick f, der Selbſtmord verübte. und Matufzemwiki. der im Duell 
ſchwer verletzt wurde. iſt nunmehr ein dritter polniſcher Politiker über 
feine Verbindung mit der Zyrardower Affäre aeftürt. Der Se- 
nator des Negierungsblocks Dobiecki war als Mitglied 
des Auffichtsrates der Textilwerke an dem Zuftandekommen des 
„Vergleichs“ zwiſchen der polniſchen Aktionärsgruppe und dem fran- 
zöliſchen Hauptaktionär Bouffac beteiligt. Er wurde deshalb in 
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der Preffe ſcharf angegriffen und ſchließlich vor ein Sbrengericht 
des Neglerungsblockes zitiert. Dieſes fällte unter dem Vor- 
ſich des früheren Landwirtſchaftsminiſters JSanta-Polczynjki über 
Dobieckis Verhalten ein vernichtendes Urteil: Dobiecki habe ſeine 
Pflichten als Senator und Staatsbürger gröblich verletzt: ſeine Tätig- 
keit ſei mit der Cigenſchaft eines Senators der polniſchen Republik 
und eines Mitgliedes des Reqierungsblockes „hochgradig unvereinbar“. 
Dobiecki Jah ſich auf Grund dieſes Urteils gzewungen, fein Mandat 
niederzulegen und um ſeine Streichung aus der Mitgliederliſte des 
Noegierungsblockes zu bitten. 


Die Wenceslausgrube . 


Die Wenceslausgrube bei Neurode war feinerzeit von 
der Novemberregierung trotz des heftigen Widerſtandes der Arbeiter 
Ichaft und trotz deren Bereitſchaft, ſchwere Opfer für die Weiter⸗ 
führung der Grube auf ſich ju nehmen, ftillgelegt worden. Die national- 
ſozialiſtiſche Regierung brachte den Dörfern des Kreises Neurode, 
deren Leben aufs engſte mit dem Schickfal der Wenceslausgrube ver- 
bunden iſt. ein größeres Verſtändnis entgegen. Das Verſprechen, die 
Srube wieder in Betrieb zu nehmen, wurde gehalten. Seit der 
Wiederinbetriebnahme iſt nunmehr ein reichliches Jahr ver- 
floſſen. Die Hilfe des neuen Staates und der vorbildliche kamerad- 
schaftliche Heiſt der Belegſchaft haben in dieſer verhältnismäßig kurzen 
Seit wejentliches geleiſtet. Mitte Juli 1933 traten 39 Bergleute 
wieder zur erſten Schicht an. Die Arbeiten mußten ſich zunächſt darauf 
orſtrecken, die Gefahr des Erfaufens von der Grube abzuwenden. Die 
Aufräumungsarbeiten boten mannigfache Schwierigkeiten, 
war doch während der Stillegungsperiode das Waſſer in den Unter- 
tageanlagen ſchon fo hoch geſtiegen, daß es nur noch kurzer Seit bedurft 
hätte, um eine Wiederinbetriebnahme der Grube völlig unmöglich ju 
machen. Von Sachverſtändigen werden die in die Grube eingedrungenen 
Waffermengen auf faſt 3 Millionen Kubikmeter geſchätzt. Schon nach 
wenigen Wochen wurde die Belegſchaft auf 89 Mann erhöht, und nun 
Jette die erſte Förderung ein, die am 1. September 1933 mit 1621 Tonnen 
ausgewieſen wurde. Seitdem wuchs die Förderung und die Belegſchaft 
ſprungartig, und am Jahresſchluß 1933 waren ſchon 
480 Bergleute tätig, die eine monatliche Förderung von faſt 
oooo Tonnen vollbrachten. Der Abbau wird nur in einem Teil der 
Grube, im Weſtfeld, betrieben; das ſtark kohlenfäuregefährdete Oſt⸗ 
feld, in dem im Jahre 1930 151 Bergleute den Tod fanden, wurde von 
der Bergbehörde auch für den künftigen Abbau ae» 
ſperrt. Erot aller Schwierigkeiten techniſcher Art, die der Abbau 
im Weſtfeld mit ſich bringt. wurde die Förderung in dieſem Jahre ſo 
geſteigert, daß bei einer Belegſchaft von rund 700 Mann 
eine monatliche Sörderziffer von rund 12000 
Tonnen erreicht werden konnte. Insgeſamt beläuft ſich die 
Förderung an verwertbarer Kohle ſeit der Wiederinbetriebnahme auf 
etwa 100000 Tonnen. Der Abſfatz iſt durch langfriſtige Lieferungs- 
verträge bis zum Jahre 1940 geſichert. Mit der Wiederinbetriebſetzung 
der Grube iſt in Hausdorf, Ludwigsdorf, Mölke, Schleſiſch-Falkenberg 
und den anderen Nachbarorten neues Leben eingekehrt. Zwar iſt die 
Rentabilität des Werkes noch nicht Jo. daß der volle tarifmäßige Lohn 
gezahlt werden kann. Doch beſteht die Hoffnung auf beſſere Seiten 
für die Grube. 


Ein Sportfilm über das Auslandsdeutſchtum. 


Sur Seit wird ein Film über das Sportweſen der 
Deutſchen in Eſtland gedreht, der ein außerordentlich inter- 
eſſantes und feſſelndes Bild der ſportlichen Jugendarbeit der Eftland- 
Deutfhen auf die Leinwand bannt. Dieſer Film verfpricht um Jo 
wirkungsvoller zu fein, da ſämtliche Sportarten (u. a. Waſſerſport, 
Leichtathletik, Turnen, Schneeſchuhlauf uſw.) ſowie auch Bilder aus 
dem Pfadfinderleben und der Jugendarbeit diefer auslanddeutſchen 
Gruppe gebracht werden. Wundervolle Aufnahmen eſtländiſcher Städte 
und eindrucksvolle Landschaften umrahmen die deutſche Volkstumsarbeit 
diefes baltiſchen Landes, in welchem heute noch 25 000 Deutſche ſiedeln. 
Der Film ſoll im Winter nach Eintritt der Schneeſaiſon fertiggeſtellt 
werden, damit der Schneeſchuhſport und insbefondere der Eisſegelſport 
noch gefilmt werden können. 


Geopolitiſches Schulungslager in Neiße (Jberſchleſien). 

Nachdem in den Oſterferien ein geopolitiſches Schulungs- 
lager in Schömberg, Kreis Landeshut, mit großer Beteiligung durch- 
geführt worden iſt, veranſtaltet das Sentralinſtitut für 
Erziehung und Unterricht juſammen mit dem .- 
Lehrerbund. Sau Schleſien, in den Herbſtferien 1934 ein ſolthes 
Lager in Oberſchleſien. Es findet vom 28. September bis 3. Oktober 
in Neiße Neuland (Bavernhochſchule) statt. Die Leitung hat 
wieder der Gaufachberater für Geopolitik und Erdkunde, Dr. Jantzen, 
Breslau, übernommen. Die Woche wird als Gemeinſchaftslager durch- 
geführt. Vorträge, Übungen und Wanderungen ſollen eine Einführung 
in die Geopolitik geben. Die Betrachtung der Naumfragen Mittel- 
europas ſteht im Vordergrunde. Die Unkoſten für Verpflegung, 
Unterkunft und Lehrbeitrag werden vorausſichtlich 17 ARM. nicht über- 
ſteigen. Die Teilnehmerzahl iſt beſchränkt, Anfrogen und Anmeldungen 
find unter aleichzeitigem Einzahlen von 1 NM. Einſchreibegebühr 
möolichſt frühzeitig an das Sentralinſtitut für Erziehung und Unter- 
richt. Berlin W35. Potsdamer Straße 126, zu richten. Den vom 
Sentralinſtitut zugelaſfſenen Teilnehmern kann vorausſfichtlich 
Soprozentige Fahrpreisermäßigung gewährt werden. 


on 
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Sport und Politik. 


Der Curopa-Nundflug, der in dieſem Jahre von Polen 
organisiert worden iſt, und in Warſchau beginnt und endet, iſt für 
Polen das größte ſportliche Ereignis des Jahres. 
Der J. Europa-Nundflug wurde im Jahre 1929 von Frankreich organi- 
ſiert; als Sieger ging damals der deutſche Pilot Morzik aus dem 
Wettbewerb hervor. Auch im folgenden Jahre blieb Morzik der 
Sieger. Beim 3. Nundflug, der 1932 ſtattfand, konnte der Pole 
Smirko den erſten Platz belegen. Der diesjährige, der 4. Europa- 
Flug wird von polniſcher Seite faſt ausſchließlich als ein Wett 
kampf zwiſchen den deutſchen und den polniſchen 
Sliegern und Maſchinen gewertet. Für Polen ſcheint es ſich bei 
der ganzen Veranſtaltung eigentlich bloß um eins zu handeln: die 
Deutſcher zu ſchlagen, ſie möglichſt ſelber zu ſchlagen oder 
wenn das nicht erreicht werden kann, ſie von anderen geſchlagen zu 
ſehen. Es ift natürlich der Sinn und das Ziel jedes sportlichen Wett. 
kampfes, den Konkurrenten durch eigene Leiſtungen zu überbieten. Und 
gerade ein fliegeriſcher Wettſtreit, der an die Menſchen und die 
Maſthinen die größten Anforderungen ſtellt, iſt geeignet, unter natio⸗ 
nalem Geſichtswinkel betrachtet ſu werden. Die Polen ſcheinen aber, 
ſobald Deutſche an einem ſolchen Wettkampf beteiligt ſind, ſehr ſtark 
dazu zu neigen, politiſche Empfindungen auf das Jport- 
liche Gebiet zu übertragen. Wenn Deutſche dabei find, 
dann wird ein ſportliches Ereignis auch von denen mit Anteilnahme 
und Eifer verfolgt, die ſonſt für den Sport wenig Intereſſe aufbringen 
können. Das Wilnaer „Slowo“ ſchrieb in ſeiner Vorſchau auf 
den Europa-Rundflug ganz richtig: „Allen geht es nicht fo ſehr um 
den erſten Platz, als um den Pla vor den Deutſchen. 
Schließlich mögen die Staliener oder die Franzoſen ſiegen, — die 
Hauptſache bleibt, daß wir uns nicht von den Deut- 

chen beſiegen lalfen... Es gibt für uns keinen 
angenehmeren Sieg als den über die Deutſchen.“ 
Diefe Einſtellung hat mit Sport nur noch wenig zu tun. Dafür iſt ſie 
aber politiſch recht intereſſant. Polniſche Sportler, die das Glück ge- 
habt haben ſollten, die deutſche Konkurrenz zu beſiegen, werden in 
ihrer Heimat fajt wie ſiegreich vom Schlachtfeld heimkehrende Seld- 
herren empfangen. Wenn ſie aber von den Deutſchen geſchlagen 
heimkehren, dann wird ihre Niederlage fat wie eine militärische 
Schlappe oder eine politiſche Schande empfunden. Und am liebſten 
würde man in einem ſolchen Falle die Schuldigen zur Verantwortung 
ziehen. So hat man doch 3. B. einer polniſchen Fußballmannſchaft, die 
vor einiger Zeiti in Marienwerder gegen eine deutſche Mannfchaft an⸗ 


trat, vor ihrer Abreiſe nach Deutſchland gedroht, man würde ſie für 
fünf Jahre disqualifizieren, wenn fie etwa geſchlagen nach Polen 
zurückkehren würde. 

Den deutſchen Sportlern aber, die aus einem Kampf als Sieger 
über polniſche Sportler hervorgehen, gibt man ſeine Unzufriedenheit 
und Enttäuſchung zu fühlen. So wurden die deutſchen Nad⸗ 
fahrer, die an dem Rennen Berlin — Warſchau mit 
Erfolg teilgenommen hatten, nach ihrer Ankunft 
in der polniſchen Hauptſtadt geradezu ſchäbig be- 
handelt. Um den Eindruck parteilicher Darſtellung und nationaler 
Empfindlichkeit zu vermeiden, ſei dieſer Vorfall mit den Worten eines 
Warſchauer Blattes, des „Ozien Dobrp“, wiedergegeben. Es 
heißt dort: 5 = 

„Die Nadfernfahrt Berlin —Warſchau hat mit einem unerhbör- 
ten Skandal ihren Abſchluß gefunden. Den deutſchen Radfahrern 
hatte man im Gebäude des Eiſenbahner-Berufsverbandes Quartiere 
angewieſen. Als die erſchöpften Teilnehmer an Ort und Stelle ein- 
getroffen waren, fanden ſie dort nicht allein keine vorbereiteten 
Simmer, ſondern nicht einmal ein Mitglied der Organiſation vor, 
die die Fernfahrt veranſtaltet hatte und ſich um das Nachtlager für 
ihre Säfte hätte bekümmern müßen. In den Korridoren drehte ſich, 
wie eine Fliege im Teer, irgendein ſchlaftrunkener Funktionär umher, 
doch Zimmer wies niemand an. Plötzlich ſtürzten aus dem Innern des 
Sebäudes ein Dutzend halbwüchſiger Burſchen und 
Mädchen, die über Hitler ſchimpften und Shmähun- 
gen gegen die Säſte ausſtießen, worauf fie im Chor die 
Internationale anſtimmten. Die deutſchen Radfahrer zogen ſich ſchleu⸗ 
nigſt aus dem ungaſtlichen Hotel zurück; aber die Gruppe folgte ihnen 
und griff ſie auf der Straße weiterhin an. Außer 
Schimpfworten wurden die Deutschen bei der Abfahrt mit einem 
Steinhagel beworfen.“ 

Der „Ozien Dobry“ fügt dieſer Darſtellung folgende Bemerkungen 
hinzu: „Jemand unter fein Dach einzuladen, ihn dann aber mit Schimpf- 
worten herauszuhetzen und mit Schutt zu bewerfen, iſt eine gemeine 
Tat... Wer trägt die Schuld? Die nachläffige, un- 
geſchickte, denkfaule Organiſation, die ſich mit der 
Veranſtaltung der Sernfahrt befaßt hat. War es doch der Gipfel des 
Leichtſinns, die deutſchen Nadfahrer in einem Gebäude unterzubringen, 
das fi) im Beſitz eines Verbandes befindet, der unter der gegen- 
wärtigen Regierung in Deutjchland nicht gerade günſtigen polltiſchen 
Einflüſſen ſteht.“ 8 


Wandlungen der polniſchen Preſſe. 


In einem von den deutſchen Blättern in Polen verbreiteten Artikel 
wurden drei Hauptendenzen in der Entwicklung der polniſchen Preſſe 
feſtgeſtellt, nämlich: Entpolitifierung des Leſeſtoffs der breiten 
Maſſen, verftärkte Kontrolle der Regierung über die poli- 
tiſchen Informationsquellen, abnehmender Einfluß der 
Preſſe auf die Strömungen im öffentlichen Leben. Verbreiter un- 
politiſchen Leſeſtoffs ſind vor allem die ganz billigen Straßen- 
blätter, die in den letzten Jahren in vielen Sroßſtädten und 
Induſtriebezirken Maſſenauflagen erreicht haben. Eine Zeitung wie 
der Krakauer „Iluſtro wann Kurſer Codziennh , die ſich 
einſt aus ähnlichen Anfängen heraus entwickelte (und bis vor kurzem 
das verbreitetſte Blatt in Polen war), wird heute durch dieſe kleinen 
5, 8- und jo-Groſchen-Blätter bereits etwas in den Hintergrund 
gedrängt. Seine Auflage wird voneinem Loder Nach- 
mittagsblatt, das ſich hauptfächlich mit groben, 
unpolitiſchen Senfationen befaßt, übertroffen, 
von ähnlichen kleinen Zeitungen in Warſchau und Lemberg faſt erreicht. 
Die wenigen Nachrichten von allgemeiner Bedeutung, die ihren Weg 
noch in ſolche Straßenorgane finden, ſtammen faſt ausschließlich aus der 
halbamtlichen Pat-Agentur. 


viduellen Information. 
Nachrichten aus dem Ausland. 


dor innerpolitiſche Nachrichtendienſt 
über politiſche Fragen wird immer ſtärker unifor- 
miert, und zwar nicht ſo ſehr durch die Senſur als vielmehr 
durch die Konzentration der amtlichen und halbamtlichen Mitteilungen 
in den Büros einiger weniger Preſſe-Agenturen des Negierungslagers. 
Das frühere politiſche Nachrichtenzentrum der Hauptſtadt, der Klub 
der Parlamentsberichterſtatter, hat mit dem Vück⸗ 


gang des Einfluſſes von Sejm und Senat ſeineeinſtige Bedeu- 
tungin ſtarkem Maß eingebüßt. So hat die polniſche Preſſe 
zwar immer noch die Möglichkeit, in gewiſſen Grenzen verſchiedene 
Meinungen zu äußern; aber die Informationsgrundlagen, auf denen ſie 
ihre gegenſätzlichen Urteile aufbauen kann, ſind eng begrenzt. Über 
manche politiſchen und wirtſchaftlichen Einzelfragen Polens berichten 
die Organe der fremden Volksgruppen oder auch die Auslandsblätter 
nicht ſelten früher und genauer als die polnischen Zeitungen ſelbſt. 

Die Folge dieſer Inhaltsbeſchränkung der Tagespreſſe ift ein 
deutlicher Nückgang ihres Einfluffes auf Urteil 
und Geſinnungsbildung weiter Volkskreiſe. So 
werden z. B. weite Schichten vor allem der Bauernſchaft von der 
Cagespreſſe nicht als Leſer erfaßt und auch in den mittleren Orten 
vermag die hauptſtädtiſche Preſſe nur ein geringes Scho zu finden. 
Obwohl aber die Cagespreſſe in Polen nur einen Teil der öffentlichen 
Meinung repräſentiert, ift ihr Einfluß auf die politiſche § ü hrung doch 
größer, als meift angenommen wird. Der Verfall des Par 
lamentarismus hat die Bedeutung der Preſſe als 
Mittel der Auseinanderſetzung zwiſchen Regierung und Bevölkerung 
und als Organ der öffentlichen Kritik verſtärkt. Es iſt kein Zufall 
und auch nicht aus rein materiellen Gründen allein zu erklären, daß 
frühere Minifter, Gefandte und andere hohe 
Staatsbeamte nach ihrem Rücktritt vom Regie- 
rungspoſten in den Seitungsberuf gehen. Das gilt 
ſowohl für Anhänger wie für Gegner der Regierung (3. B. 
Miedzynfki, Seyda). Auch_Sälle, in denen umgekehrt namhafte pol= 
niſche Publiziſten in hohe Staatsämter berufen werden, find noch bis 
in die letzte Zeit hinein zu verzeichnen. werden allerdings infolge des 
wachſenden Einfluſſes von Heer und Bürokratie auf die öffentlichen 
Dinge ſeltener. Für den Aufftieg politiſcher Talente in die Sührerfchicht 
der Oppolition bleibt die Preſſe, in der der einzelne Mitarbeiter ſich 
immer wieder durch neue Leiſtung bewähren muß. das wichtigſte Aus= 
leſeinſtrument. 
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Danzig im Kampf um Währung und Wirtichaft. 


Daß ſich die Wirtſchaft der Freien Stadt Danzig nicht eben in 
einer beſonders günſtigen Lage befindet, wird von niemandem, am 
wenigsten von der Danziger Regierung ſelber, geleugnet. Aber eben die 
Kenntnis der Schwierigkeiten hat die Regierung zur Ergreifung ener- 
giſcher Maßnahmen veranlaßt, deren Erfolge nicht abzuſtreiten ſind. 
Vor allem auf dem Gebiete der Arbeitsbeſchaffung wurde 
Bedeutſames geleiſtet. Das energiſche Durchgreifen der Regierung 
hat ſchon zu einer beachtlichen Belebung verſchiedener Wirtjchafts- 
zweige geführt; der Landwirtſchaft, die vor dem Zuſammenbruch ſtand, 
wurde durch die Marktregulierungsmaßnahme ein lohnender Abjat 
ihrer Erzeugniſſe geſichert. Angeſichts der ernſten und von Erfolg ge⸗ 
krönten Aufbauarbeit der Regierung iſt es beſonders gehäſſig und ver⸗ 
antwortungslos, wenn einige böswillige oder überängſtliche Elemente 
hinſichtlich der Danziger Währung beunruhigende Gerüchte aus- 
geſtreut haben. Mit Recht hat ſich der Gauleiter Sorjter Kürzlich 
lehr eindeutig und energiſch gegen dieſe Saboteure der wirtſchaftlichen 
Geſundung Danzigs gewandt. Er hat entgegen den Gerüchten, die 
von dieſen Elementen in Umlauf geſetzt worden ſind, mit aller Be⸗ 
ſtimmtheit erklärt, daß die Regierung der Freien Stadt keinerlei 
Währungsexperimente beabſichtigt und insbeſondere an 
keine Suldenentwertung denkt. Es ſcheint. daß der Ur- 
jprung der Beunruhigung, die wegen der Zukunft der Danziger Wäh- 
rung hie und da entſtanden iſt, in gewiſſen jüdiſchen oder polniſchen 
Kreiſen ju ſuchen iſt, die es darauf abgeſehen haben, den Aufbau der 
Danziger Wirtſchaft zu ſtören oder die Freie Stadt zur Aufgabe ihrer 
eigenen Währung und zur Annahme der Slotu-Währung zu zwingen. 

Auch Senatspräſident Dr. Rauſchning nahm am 3. Sep- 
1 175 in einer Nundfunkrede Stellung zu diefer Frage; er ſagte 
abei u. a.: 

„Wer aus der Währung feines Landes aus Furcht vor Verluſten 
oder um anderer Jelbjtjüchtiger Ziele willen heraus- und in eine andere 
Währung hineingeht, Jchlieft ſich aus der Volksgemeinjchaft automatiſch 
aus. Wer im gegenwärtigen Augenblick das Vertrauen in Staat und 
Wirtſchaft durch ein ſolches verantwortungsloſes Verhalten erſchüttert, 
verſündigt ſich nicht anders als einer, der mitten im Kampf die Waffen 
von ſich wirft und aus der Front flieht. Ich nehme daher keinen An- 
ſtand, hier mit allem Nachdruck zu erklären, daß das Verhalten einiger 
und leider nicht allzu weniger Danziger in den letzten Wochen geradezu 
erbärmlich, eben das von Fahnenflüchtigen, geweſen iſt. Es ift mir nicht 
unbekannt geblieben, daß zu ihnen Perjönlichkeiten gehören, die Anspruch 
auf Autorität und auf wirtſchaftliche, ja ſogar auf politiſche Führung 


erheben. Ich muß feſtſtellen, daß Clemente, denen die Pflege geiftiger 
und kultureller Güter obliegt, ihren Idealismus auf eine derartige Weiſe 
glaubten bekunden ju ſollen. Ich hoffe, ich kann annehmen, daß dieſe 
Perſonen mehr aus unüberlegter Eile und Planloſigkeit gehandelt haben, 
als aus böſem Willen. Ich will es annehmen, wenn ſie ihr Unrecht 
an der Volksgemeinſchaft und am Staat wieder gutmachen, indem ſie 
a in unjere Währung durch Rücktritt zum Gulden be— 
unden 

„Der Ernſt, mit dem wir unſere Lage betrachten, bedeutet keinen 
Anlaß zur Furcht oder gar zur Verzweiflung. Wir 
fühlen uns Manns genug, der Schwierigkeiten Herr zu werden. Es wird 
uns aber nur im gegenjeitigen Vertrauen gelingen. Wenn aber Ver- 
trauen die Grundlage unferes Dafeins iſt, jo wäre es von uns frevelhaft, 
das wirtſchaftliche Fundament eines ſolchen, die fichere Währung, zu er- 
ſchüttern. Seit mehr als zehn Jahren ſteht unſer Danziger Gulden 
feſt und unerſchüttert als eine der beſtgegründeten Wäh- 
rungen da. Große Weltwährungen ſind inzwiſchen abgeſunken, wir 
haben unſeren Platz behauptet. Wir haben eine Devifen- und 
Solddeckung wie keine andere Währung, und wir werden dieſes 
unſer Palladium nit preisgeben, mag uns dieſe Be- 
hauptung auch noch fo viele Opfer koſten. . Wir 
bedürfen keiner Abwertung des Guldens.“ 

* 


Im Oktober 1932 hatte die polniſche Regierung beim Danziger 
Völkerbundskommilſar einen die Danziger Beamtenpolitik betreffenden 
Antrag geſtellt. Sie hatte darin gegen die angeblich häufige 
Einftellung von Neichsdeutſchen in den Dienſt der 
Freien Stadt Beſchwerde erhoben. Die polnische Prelle hatte 
ſich oft und ausführlich mit dieſer Frage in äußerſt aggreſſiver Weiſe 
befaßt und dabei in bewußter Verdrehung der Catlachen ſtets von 
einer „deutschen Überfremdung“ Danzigs geſprochen. Dieſer Beamten- 
ſtreit iſt nunmehr durch eine Danzig⸗polniſche Überein- 
kunft beigelegt worden. Danzig hat Jich danach bereit erklärt, für 
die Dauer von fünf Jahren Ausländer in keinem Salle 
als Unterbeamte, nur in Ausnahmefällen, ſoweit es ſich um 
Lehrkräfte handelt, als mittlere Beamte und als höhere 
Beamte nur infoweit anzuftellen, als es für die betreffenden Poſten 
keine geeigneten Kandidaten mit Danziger Staatsangehörigkeit gibt. 
Der vor dem Völkerbundskommiſſar anhängige Streit wird auf Grund 
diefer Übereinkunft auf fünf Jahre vertagt. 


Der polniſche „Leinenkrieg“. 


Deutſchland iſt gezwungen, ſeine Industrie in der Verſorgung mit 
Nohſtoffen nach Möglichkeit vom Auslande unabhängig zu machen. 
Hierher gehört die Förderung des Slachsanbaus, der die 
deutſche Leineninduſtrie mit inländiſchem Nohſtoff beliefert. Die 
Beſtrebungen in dieſer Richtung, die im vergangenen Jahre von der 
nationalſozialiſtiſchen Negierung in Angriff genommen wurden, haben 
bereits zu einer anſehnlichen Vergrößerung der Flachsanbaufläche 

geführt. Das Ziel iſt, nicht nur die deutsche Leineninduſtrie in ihrer 
vorhandenen Produktionskapazität von ausländiſchem Flachs völlig 
unabhängig zu machen, Jondern darüber hinaus auch für deutſches 
Leinen neue Verwendungsgebiete zu erſchließen. um die Einfuhr von 
anderen Cextilrohſtoffen (Baumwolle, Jute uſw.) herabdrücken zu 
können. Es iſt nicht daran zu zweifeln, daß dieſes Siel erreicht werden 
wird, weil es unter dem Swang der Verhältniſſe erreicht werden muß. 

Es iſt im Hinblick auf dieſe Verhältniſſe in Deutſchland intereſſant, 
zu beobachten, wie auch in Polen ſeit Jahren eine ſehr 
intenfive Propaganda für polniſches Leinen durch⸗ 
geführt wird, deren Träger nicht etwa nur die intereſſierten Wirt- 
Ichaftsgruppen, Jondern auch die das Gelamtwohl ins Auge faſſenden 
Negierungskreiſe find. Stärker als in anderen Staaten wird in 
Polen für das Tragen von Leinenwäſche und Leinen⸗ 
kleidung durch umfangreiche Reklame geworben. Durch einen 
verſtärkten Verbrauch hofft man. nicht nur den Flachs anbauenden 
Landwirten, ſondern in beſonderem Maße auch der ärmlichen Heim- 
induftrie zu helfen. Den polniſchen Preſſeäußerungen nach zu urteilen, 
hat dieſe Propaganda zunehmenden Erfolg. In Warſchau 
wurde zu dieſem Sweck vor kurzem eine große Ausftellung für 
polniſches Leinen veranſtaltet. Unter dem Titel „Von nun an 
herrſche bei uns polniſches Leinen“ brachte die „Polska Sachodnia“ 
über dieſe erfolgreiche Ausſtellung einen Bericht, in dem es u. a. hieß: 
„In Warſchau kann man ſowohl auf der Leinenausſtellung wie auch im 
Straßenbild eine geſunde Bewegung und Wendung der 
Seſellſchaft zum Leinen hin feſtſtellen. Man ſieht Leinen 
auf Schritt und Tritt. Jede Frau, die auf ſich hält, die den Anfpruch 
erhebt, modern gekleidet zu fein, wird Mantel, Kleid oder Hut oder 
gar Schirme aus Leinen tragen. Führend in der Warſchauer Mode 
und auffallend durch ihren guten Geſchmack ift die Gattin des 
Minifters Beck, die große Meiſterin in der Leinenpropaganda.“ 
Durch verltärkte Leinenproduktion könnten, beſonders in den öſtlichen 
Sebieten Polens, zahlreiche, vor allem Frauenhände beſchäftigt werden. 
Das Wilnagebiet, Poleſien und das ſüdliche Galizien ſeien die Leinen— 


gebiete, die dieſen Trieb Polens zum Leinen hin als große Erleichterung 
in ihrer ſchweren Lage empfänden. 

Es fehlt natürlich auch in Polen nicht an Gegnern einer 
Vermehrung der Leinenproduktion. Es ſind dies vor 
allem die Baumwoll- und Juteinduſtriellen, die in der Lodzer In- 
duſtrie- und Handelskammer eine ſtarke Vertretung ihrer 
Intereſſen beſitzen und mit den Befürwortern des Flachsanbaus und 
deſſen induſtrieller Verwertung im Inland ſeit Jahren einen förmlichen 
„Leinenkrieg“ führen. In Wilna beſteht eine „Gellſchaft 
zur Sörderung des polniſchen Leinens“ und beim Präli- 
dium des Minifterrates wurde ein „Leinenkomitee“ ins Leben 
gerufen. Von den Leinenanhängern wurde vor einiger Seit eine 
Broſchüre herausgegeben, in der die Vorteile und Möglichkeiten 
einer vermehrten Leinenproduktion in Polen dargelegt, eine Reihe von 
Vorſchlägen gemacht und die Einwände der Leinengegner widerlegt 
worden find. Die Verfaſſer dieſer Broſchüre geben wohl die teilweise 
Berechtigung der von der Gegenfeite erhobenen Cin wände ju, 
daß es an techniſchen Einrichtungen für die Leinenverarbeitung und an 
polniſchem Qualitätsleinen fehle, daß die Leinenpreiſe zu hoch feien 
und die Gefahr einer Entwertung der in der vorhandenen polnifchen 
Textilindustrie inveftierten Kapitalien beſtehe. Sie kommen aber doch 
zu dem Schluß, daß die Entwicklung des Flachsanbaues und der Peinen- 
produktion keinen Sweig der polniſchen Induſtrie untergrabe, ſondern 
im Gegenteil in bedeutendem Maße zur Stärkung der Cextilinduſtrie 
in Polen beitragen könne, da fie ſich auf inländiſche Nohſtoffe 
ſtütze. Der Anbau in Polen ſei einſtweilen noch in einem Entwick- 
lungsſtadium, das es notwendig mache, ihm die Arbeitseinrichtung 
vorzuſchreiben und ihm Schutz und Hilfe zu gewähren. Deshalb ſei 
„die Unterſtützung der Initiative für den Slachsanbau im Intereſſe des 
Staates geboten“. Im einzelnen wird dann u. a. die Belegung 
der Baumwoll- und Juteeinfuhr mit Söllen gefordert, 
verftärkte Propaganda für volniſches Leinen, Schu- 
lung und Kontrolle der Flachsanbauer und ver- 
arbeiter, Sicherung von Abfat und Preis der 
Leinen produktion, Ausgabe von Standardbeſchei⸗ 
nigungen zur Hebung der Qualität, Prämierung nicht der 
Slachsaus fuhr, ſondern der inländiſchen Leinen 
fabrikation uff. Der Sieg im polniſchen Leinenkrieg ſcheint den 
Kreiſen ſicher zu fein, die die Tendenz der inländiſchen Rohftoffverfor- 
aung verfolgen. Auf ihrer Seite ſteht die Wirtſchaftspolitik der 
Regierung. 


es“ 
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Frankreich und ſeine Polen. 


Daß Frankreich jetzt maſſenweiſe die polniſchen Arbeitskräfte ſeines 
nordöſtlichen Induſtriebezirkes ausweiſt, hat verſchiedene Gründe. Der 
eine, der von franzöſiſcher Seite beſonders betont wird, iſt die zu- 
nehmende Verſchlechterung der Arbeitsmarktlage in Frankreich. Wenn 
ſchon Arbeiter entlaſſen werden müſſen, dann ſollen als erſte die Aus— 
länder daran glauben. Diefe Einftellung iſt an ſich durchaus verſtänd— 
lich; und die Polen ſelber haben in ihrem Lande auch ſtets nach dem 
Grundſatz gehandelt, daß zuerſt die Angehörigen der fremden Volks- 
gruppen zu entlaffen find und dann erſt die Polen. Aber das Beleidi- 
gende in dem vorliegenden Falle iſt für die Polen, daß die Politik 
nicht gegen alle ausländiſchen Arbeiter in Frankreich, nicht auch gegen 
die Staliener, ſondern mit einfeitiger Schärfe gerade 
gegen die Polen durchgeführt wird, und daß es nicht bei den 
Entlaſſungen bleibt, ſondern daß die Entlaſſenen obendrein noch wie 
läſtiges Geſindel davongejagt werden und daß in der franzöſiſchen Preſſe 
hinter den Abgeſchobenen ſchließlich auch noch hinterdrein geſchimpft 
wird. Man höre z. B., wie im Pariſer „Le Jour“ ein franzöſiſcher 
Ingenieur, der einmal längere Seit in Oſtoberſchleſien tätig geweſen 
ſein will, die polniſchen Arbeiter, die ihre franzöſiſche Arbeltsſtätte 
erklärlicherweiſe nicht gerne im Stich laffen, verjpottet: „Sie hätten fie 
(d. h. die polniſchen Arbeiter) in ihrer Heimat ſehen ſollen — elend 
verhungert, krank, wahres Menſchenvieh, das zu be- 
ſchreiben unmöglich iſt —, um ihren Wunſch zu begreifen, in 
Srankreich zu bleiben. Dort (in Oberſchleſien) wohnen ſie in 
Bretterbuden, ſchlafen auf Stroh, ernähren ſich jammervoll. 
Ihr einziger Gedanke ift die Einfahrt in die Grube, wo fie ſich am 
wohlſten fühlen. Hier (in Frankreich) hat man ſie mit Wohl- 
taten überſchüttet; fie bekamen gemauerte Häuſer, Gärtchen, 
fließendes Waſſer, Licht, Kohle, und das alles umſonſt. Und heute 
ſagt man ihnen, daß ſie ſich trollen ſollen. 
leben, wie fie ſich an die franzöſiſche Erde klammern, wie Schling- 
pflanzen an einen Baumſtamm.“ Es iſt eine oft beobachtete 
Catſache. daß der Franzoſe es liebt, über die, die er ins Unglück 

eftürzt hat, auch noch zu ſpotten. Heute ſind es die Polen, die ihren 
undesgenoſſen auch mal von dieſer Seite kennen lernen. 

Die ſchlechte Arbeitsmarktlage iſt nicht der einzige Grund für die 
Maſſenausweiſungen der polniſchen Bergarbeiter aus Frankreich. 
Zweifellos macht ſich darin auch die politiſche Verärgerung 
der Sranzoſen über ihren allzu ſelbſtändig gewor- 
denen Vaſallen bemerkbar; und ficherlich beſteht zwiſchen dem 
polniſchen Vorgehen gegen das franzöſiſche Kapital 


Proteſt in 


Im Mai dieſes Jahres war der neue polniſche Bürgermeiſter der 
alten oberſchleſiſchen Bergstadt Carnowitz in ſein Amt eingeführt 
worden. Bis dahin hatte das Bürgermeiſteramt in den Händen eines 
Deutſchen gelegen. Die deutſche Stadtverordnetenfraktion hatte ſich 
an der Amtseinführung des Polen beteiligt und nachdrücklich ihre Be- 
reitſchaft zur Zuſammenarbeit mit allen aufbauwilligen Kräften betont. 
Einige Monate haben genügt, um die Hoffnungen der deutſchen Frak- 
tion auf lopale Suſammenarbeit mit dem neuen polniſchen Stadtober- 
haupt ju zerſtören. In einer Sitzung der Stadtverordneten beſchwerte 
ſich der deutſche Fraktionsführer Czaja über die ſuſtematiſchen Ent— 
deutſchungsmaßnahmen der letzten Zeit. Er ſtellte in feiner Erklärung 
u. a. folgendes feſt: 

„Langjährige deutſche Angeſtellte und Hilfs- 
kräfte im Verwaltungsdienſt des Magiſtrats und in den einzelnen 
ſtädtiſchen Unternehmungen wurden entlaffen. Beamte mit lanı- 
jähriger Erfahrung wurden ihrer Stellung enthoben und werden jetzt 
in einer untergeordneten Stellung beſchäftigt. 
Uns ift ferner bekannt, daß Aufräumefrauen nahegelegt worden iſt, 
ihre Kinder aus der Minderheitsſchule heraus- 
zunehmen und fie in die polniſche Volksſchule zu ſchicken, wenn 
lie nicht ihrer Stellung verluſtig gehen wollen. Man hat das Vor- 
gehen gegen Beamte, Angeſtellte und Hilfskräfte größtenteils mit der 
Notwendigkeit von Sparmaßnahmen begründet. TCatſächlich find jedoch 
für alle durch Entlaffung aus den ſtädtiſchen Dienſten ausgeſchiedenen 
Kräfte Neueinſtellungen mit zum Teil weit höherer 
Beſoldung erfolgt. Wir müjfen ferner feſtſtellen, daß in den 
letzten Monaten, und zwar ſeit dem Amtsantritt des neuen Bürger- 
meiſters, bei den ſtädtiſchen Arbeiten deutſche Hand- 
werker nicht mehr beſchäftigt wurden und daß 
deutſche Kaufleute bei ſtädtiſchen Lieferungen 
übergangen werden ..“ 

„Auch die Frage der Beſeitigung der Denkmäler“, heißt es weiter 
in der deutſchen Erklärung, „hat in der Vürgerſchaft ſtärkſtes Befrem- 
den ausgelöſt. Das Denkmal des Freiherrn vom Stein 
am Neuring wurde umgelegt, die deutſche Inſchrift am Sin- 
gang zum Stadtpark beſeitigt. Die Umwandlung der deutjchen 
in eine polniſche Inſchrift am Ningdenkmal, das zu Ehren des ver- 
dienſtvollſten Stadtförderers, des Herzogs Johann von Oppeln, 
geſetzt worden ilt, iſt bereits angekündigt. Der Magiſtrat hat ferner 
beſchloſſen, auch die Sigur an der Ningſeite des Nathauſes, welche den 
Markgraf Georg von Brandenburg darſtellt, zu beſei⸗ 
tigen. Die Stadt Carnowitz ſtellt ſich das Zeugnis größter 


Man braucht nur hinzu-. 


in Surardow und dem franzöſiſchen Vorgehen gegen die polniſchen 
Arbeiter ein urſächlicher Zuſammenhang. Aber Frankreich hat ſich 
wahrſcheinlich geirrt, wenn es glaubt, durch eine Verſchärfung ſeiner 
Ausweiſungspolitik die polniſche Regierung zu einer milderen Be- 
handlung der franzöſiſch-jüdiſchen Schieber zwingen zu können. 
Schließlich iſt es noch ein dritter Grund, der Frankreich zu dieſem 
Vorgehen gegen die polniſchen Arbeiter veranlaßt. Frankreich iſt an 
ſich gerne zur Aufnahme fremden Volkstums in Jeinen 
Grenzen bereit. Und es hätte an ſich wohl auch — trotz der ſchwierigen 
Arbeitsmarktlage — die nach dem Kriege eingewanderten polniſchen 
Arbeitskräfte im Lande behalten. Aber es verlangt dafür 
von ihnen, daß ſie ihr Volkstum aufgeben, daß ſie 
oder doch wenigflens ihre Kinder im franzöſiſchen 
Volkstum aufgeben. Es verlangt die freiwillige 
Aflimilierumg. Hierzu aber ſind die Polen, die ſich in Frankreich 
— häufig in geſchloſſenen Kolonien — niedergelaffen haben, durchaus 
nicht bereit. Sie haben gegen die Schwierigkeiten und Hindernifle, 
die ihnen von den franzöſiſchen Behörden und den nationalen Ver- 
bänden in den Weg gelegt wurden, mit viel Mühe ihr eigenes 
nationales Leben ju erhalten und zu organiſieren verſucht. Das hat 
ſie in einen immer ſchärfer werdenden Gegenſatz zur franzöſiſchen 
öffentlichen Meinung gebracht, die nur ſo lange liberal zu ſein pflegt, 
als ſich die anderen ihr widerſpruchslos unterzuordnen bereit ſind. 
Die Polen in Frankreich wollen eine kultur auto- 
nome Volksgruppe bilden, das aber läßt fich mit 
der franzöfiſchen Staatsidee nicht vereinen. Die 
franzöſiſchen Statiltiker haben mit Freuden feſtgeſtellt, daß das Jahr 
1933 ſeit langer Seit zum erſtenmal wieder einen nennenswerten 
Überſchuß der Heburten über die Sterbefälle ge- 
bracht hat. Bei näherem Juſehen aber haben fie dann feſtſtellen müffen, 
daß dieſe günſtige Wendung ausſchließlich auf die größere Geburten- 
häufigkeit der in Frankreich anſäſſigen fremden Volksgruppen, in 
erſter Linie der Polen, zurückgeht. Die Weigerung, ſich zu 
affimilieren, in Verbindung mit der hohen Se- 
burtenziffer aber macht die Polen in Frankreich, 
auf die Länge geſehen, zueiner Gefahr für die Ein- 
beit des franzöſiſchen Staates. die ohnehin ſchon durch 
die deutſchen, italienifchen, bretonifchen, flämiſchen und Katalaniſchen 
Bevölkerunasteile bedroht iſt. Die franzöſiſche Staatsidee duldet 
keine volksbewußten Polen innerhalb der franzöſiſchen Grenzen. Dir 
heißt es: Entweder das Polentum aufgeben oder Srankreich verlafjen. 


Tarnowitz. 


Undankbarkeit aus, wenn ſie Gedenkſteine an Männer, denen 
nicht nur die Stadt allein, ſondern ganz Oberſchleſien ſo unendlich viel 
verdankt, befeitigt. Ahnlich liegt es mit den Straßennamen. 
Auf Grund eines Magiſtratsbeſchluſſes ſollen Straßen, die ſeit Jahr- 
zehnten nach verdienſtvollen Bürgern benannt find, wie die Lukaſchik- 
und Carnallſtraße, umbenannt werden. Auch dies ſtellt eine große Un- 
dankbarkeit dar und wird nicht nur von deutſchen Bürgern allein. 
ſondern auch von polniſchen Bürgern, denen Verdienſt und Tradition 
noch etwas gelten, mißbilligt. Wir Können es verſtehen, wenn man 
wünſcht. daß nach verdienten Männern der polniſchen Geſchichte 
Straßen benennt werden. Dies ſollte jedoch nicht auf Koſten ver- 
er Oberſchleſier, die eine Ehrung ſehr wohl ‚verdient haben, ge- 
ehen .. 

Czaja Schloß ſeine Erklärung mit folgenden Worten: „Die deutſche 
Bürgerſchaft und ihre Vertretung, die deutſche Stadtverordneten- 
fraktion, ſind zwar zu einer gemeinſamen, friedlichen und vertrauensvollen 
Aufbauarbeit auch in Zukunft bereit. Wir richten aber an den 
Bürgermeiſter die Bitte, ſeine Zufage für gerechte und unterſchieds⸗ 
loſe Behandlung aller Bürger unſerer Stadt in die Tat umzuſetzen. 
Bei gleichen Pflichten auch gleiche Rechte! So möchten wir die 
Arbeit des Magiſtrats ſehen. den wir in ſeiner Geſamtheit bitten, 
ſich in ſeinen Entſcheidungen und Maßnahmen von den ewig gültigen 
Grundſätzen des Rechtes und der Gerechtigkeit leiten zu laſſen.“ 

Bezeichnenderweiſe hat ſich weder der polniſche Bürgermeiſter noch 
irgendein polniſcher Stadtverordneter zu dieſer Erklärung geäußert. 
Sie wurde ſtillſchweigend angehört und der polniſche Bürgermeiſter 
verließ danach ſtillſchweigend den Sitzungsſaal — vermutlich als Proteſt 
gegen die „deutſche Provokation“. 
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Bis zum 20. d. M. müſſen Neubeitellungen 
auf unſer Ojtland für Oktober-Dezember 


“aufgegeben werden. — Bei ſpäter erfolgenden Beſtellungen 
iſt eine Sondergebühr von 20 Pf. zu zahlen. Der Bezugspreis 
für drei Monate beträgt 1,50 M. (ohne Zuſtellungsgebühr) 
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Haus Habsburgs antideutſche Miſſion. 


Otto von Habsburg hat ſich auf Neiſen begeben. Anfangs glaubte 
man, er hätte ſich Italien als Ziel erwählt, daun aber erfuhr die neu- 
gierige Welt, daß der Kaiſerſohn „inkognito“ in Skandinavien als 
Privatmann Land und Leute ſtudiere. Eingeweihte Kreiſe glauben den 
Grund dieſer unerwarteten Nordlandfahrt zu kennen. Nach ihrer Alei= 
nung habe Mujlolini den Wunſch geäußert, Octo müſſe auf neutralem 
Boden die Entwicklung der Dinge abwarten, um den Alibibeweis er- 
bringen zu können, daß er den Debatten um die Wiedererrichtung der 
öſterreichiſchen Monarchie fernſtehe und für ſeine Perſon jede Cin⸗ 
mengung in dieſes etwas heikle Problem ablehne. Aber dieſe Vorſicht 
ſcheint doch etwas zu übertrieben, denn Otto von Habsburg hat in den 
letzten Monaten mehr als einmal zu den politiſchen Ereigniſſen Stellung 
genommen und in verſchiedenen Briefen an einzelne öſterreichiſche Ge- 
meinden, die ihn zu ihrem Ehrenbürger ernannt hatten, die Hoffnung 
gewiſſer Kreiſe „mannhaft“ gejtärkt. In einem Handſchreiben „aus dem 
Exil“, das Herzog Max von Hohenberg, der älteſte Sohn des ermor- 
deten Stanz Ferdinand, dem Bürgermeister der Gemeinde Radegls⸗ 
dorf-Weidern überreichte, heißt es wörtlich: 

„Ich antworte auf die Treue von Öjterreichs Landbevölkerung: 
Dem Bauernſtande als einer der ſtärkſten Stützen des Staates muß 
geholfen werden. Erbgeſeſſen wie Sie, empfinde ich die Gefahr der 
Ihnen drohenden Entwurzelung zutiefſt, und es iſt wiederum meine 
Sorge, dem Bauern Jeine Scholle zu erhalten und ihn vor der wirt 


schaftlichen Verelendung zu ſchützen. Ich will — wenn ich mit 
Sottes gnädiger Hilfe die Führung Sſterreichs 
übernommen haben werde — alles daranfetzen, ſeine wirt- 


schaftliche Lage zu beſſern, nicht zuletzt auch durch Erleichterung der 
unerträglichen Laſten, die den Stand der Landwirte auf das ſchwerſte 
bedrücken.“ 

Man wird wohl nicht behaupten können, daß Jolche Kundgebungen 
des Habsburger Prinzen mit den Beteuerungen der zünftigen Diplo- 
matie übereinjtimmen, die Habsburgerfrage wäre nicht aktuell. Des=- 
halb dürfte es in dieſem Guſammenbange angebracht fein, ein weiteres 
Schreiben der Öffentlichkeit vorzulegen, das Otto an den Vorſteher 
der kleinen Gemeinde Hain bei St. Pölten richtete. 

„In der letzten Zeit wurde eine unöſterreichiſche Bemwe- 
gung großgezogen, die allen alles verſprach, zugleich aber die un - 
würdige Knechtung und willenloſe Unterwerfung des 
öſterreichiſchen Volkes auf ihre Fahnen ſchrieb. Mit gleisne⸗ 
riſchen Reden zuerſt, dann mit vorbrecheriſchen Calen aller 
Art verſuchten dieſe hochderräteriſchen und vom vaterländiſchen 
Gedanken abgefallenen Elemente unter Mißbrauch des Wortes 
‚deutfche Kultur’ ihr Vorhaben zu begründen. Das Volk Öfterreichs 
jedoch wendet ſich in feiner großen lehrheit von ſolchem Beginnen 
ab, wohl wiſſend, daß wahre deutſche Kultur vornehmlich 
in Gſterreich beheimatet iſt. War doch Öfterreich durch 
Jahrhunderte. unter der Sührungmeines Hauſes der Träger 
des Gedankens des Heiligen Römiſchen Reiches deutſcher Nation und 
rettete immer und immer wieder das Deutſchtum vor den größten Ge— 
fahren. Klar erkannte auch das Volk, daß die vielen demagogiſchen 
Verfprechen nicht eingehalten werden könnten. Und ſeine Selbitändigkeit 
gibt es um keinen Preis her. Niemals wird es zugeben, daß unſere 
ſchöne Heimat nur eine Kolonie der Ausbeutung ſei und 
der Öfterreiber als Menſch zweiter Klaſſe angeſehen 
werde. Stolz auf feine Eigenart und Geſchichte, auf ſeine Sitten 
und Gebräuche, erhebt ſich das öſterreichiſche Volk gegen die undeut— 
Icheite aller Taten, den Treubruch am eigenen Vaterland. ... Gebe 
Gott, daß es mir vergönnt Jei, bald in die Heimat zurückzukehren. 
Denn in den Cagen der Gefahr find Öfterreichs Sürften und ſein Volk 


immer Seite an Seite geſtanden, und Tage der Gefahr find wirklich 
über Öfterreich hereingebrochen. Och bin der Erbe dor Kaiſer 
der Vergangenheit. Dieſe Erbſchaft heißt mich, österreich neu 
aufzubauen und ſein Volk dem künftigen Glück entgegenzuführen.“ 
Oito von Habsburg ſcheint mit den geſchichtlichen Tatjachen nicht 
allzu vertraut zu fein, und das Wort Treubruch dürfte gerade er aus 
Sründen der Pietät nicht ausſprechen. Da er ſich aber, wie die 
zünftige Diplomatie unentwegt verſichert, nach wie vor nur als „Privat- 
mann“ fühlt, wird man ihm dieſe Entgleiſungen nachſehen mülfen. 
„Inkognito“ bleibt er im Auslande, bis der Nuf des „Volkes“ ihn 
wieder in die Heimat zurückkehren läßt. Das „Volk“ heißt — Schuſch⸗ 
nigg und Starhemberg. Viel zu wenig wird im Auslande die Tatſache 
beachtet, daß Olto mit einem öſterreichiſchen Paß reiſt, den 
ihm Dr. Dollfuß im Januar vorigen Jahres durch die Berliner Ge- 
ſandtſchaft aushändigen ließ. Der Umſtand, daß dieſer Paß auf den 
Namen „Mr. de Bar“ lautet, dürfte verschiedene Rückſchlüſſe zu⸗ 
laſſen. Seit Jahrhunderten bedienen Jich die öſterreichiſchen Herrſcher 
dieſes Titels, wenn ſie privat und unerkannt auf Neiſen gehen wollten. 
Er iſt das letzte Glied in der ſchier endloſen Kette von Namen, die 
den Habsburgerkaiſern zuſtanden, und ſtammt von dem kleinen Herzog- 
tum Bar, das, zu Lothringen gehörend, im 15. Jahrhundert unter habs⸗ 
burgiſcher Herrſchaft ſtand. Erinnerlich iſt auch noch, daß die Gattin 
Stanz Joſefs, Railerin Elifabeth, als „Madame de Bar“ in Genf einem 
Meuchelmord zum Opfer fiel und die Schweizer Behörden auch nach dem 
Tode diejer königlichen Frau dieſes Inkognito zu wahren ſuchten. 
Mag auch in den letzten Wochen Senjation über Senfation die Ge- 
müter der Welt aufgewühlt haben, die Gerüchte über die Wiederein- 
ſetzung der Habsburger wollen nicht verſtummen. Auf dem Schloſſe des 
Prinzen Hohenlohe tagten die öſterreichiſchen Cegitimiften 
unter dem Vorſitze des Seniors des Erbhauſes Habsburg, Eugen. 
In Stalien ſchmiedet die Exkaiſerin Zita auf dem Stammſitze der 
Parmas ehrgeizige Pläne und der entthronte Spanier könig 
Alphons greift hinter den Kuliſſen in dieſes gefährliche Spiel, das 
Europa nur noch mehr verwirren muß, ein. Auch Exkönig Alphons 
fühlt ſich nur als „Privatmann“, denn es iſt nicht anzunehmen, daß er 
ſeine Anſicht, nur das Volk allein dürfe über fein Schickſal beſtimmen 
in den letzten zwei Jahren geändert hat. Um Sweifel an der Echtheit 
dieſes Ausſpruches zu befeitigen, ſei darauf hingewieſen, daß Exkönig 
Alphons dieſe Erklärung im Auguſt 1932 in Marienbad abgab., als er 
der fürſtlichen Familie Metternich auf Schloß Königswart einen Jagd- 
beſuch abſtattete, und ausländiſche Journaliſten ihn beftürmten, ob eine 
Wiederkehr der europäiſchen Monarchien zu erwarten wäre. 
Vielleicht entjinnt ſich auch SFürſt Starhemberg, der augen- 
blicklich großes Intereſſe an einer Habsburgerreſtauration bekundet und 
nur ungern daran erinnert werden will, daß auch er einmalgroß- 
deutſch gedacht und während der Polenkämpfe in Oberſchleſien 
an der Spitze des Innsbrucker Studentenfreikorps aktiv an der Ver— 
teidigung deutſchen Bodens beteiligt war, daß er im Sommer 1931 
dem Bildhauer Baron Wartberg verſicherte, Öfterreich werde 
und dürfe ſeine deutſche Sendung nie vergeſſen, an 
eine Nückkehr der Habsburger, die immer nur vom 
Auslande abhängig ſein würden, ſeinicht zu denken. 
Baron Wartbero, der kurz vorher den Papſt modellierte, und mit 
einer Empfehlung Arnaldo Muſſolinis, des Bruders des Duce, Starhem- 
berg aufſuchte, wochenlang als Gaſt auf deſſen Stammſchloß weilte und 
dort eine Büſte des Fürſten anfertigte, dürfte diefes Bekenntnis wohl 
ſchwerlich erfunden haben. — Auf neutralem Boden wartet Otto von 
Habsburg, bis fein „Volk“ ihn ruft ... „Mr. de Bar“ iſt bereitl 
Rudolf Schricher. 


Ein Kapitel polniſcher Sozialhygiene. 


Daß trotz mancher Bemühungen um Abhilfe auf ſozialhugieniſchem 
Gebiet in Polen noch recht traurige Guſtände herrschen, ilt kein 
Geheimnis. Was in diefer Hinficht 3. B. mit dem Weich ſelwaſſer 
gefündigt wird, geht aus einem Artikel der „Danziger Neueſten Nach- 
richten“ hervor; dort heißt es u. a.: 

So ſtiefmütterlich die polniſche Dichtung die Weichſel behandelte. 
Jo wenig Verſtändnis zeigten auch Wahrheit und Wirklichkeit dieſem 
Strom. Swar gibt es einen Ausfchuß in Polen, der eigens zum Schutz 
dieſes Sluſſes eingeſetzt worden iſt. Als ob einem Fluß von der Größe 
der Weichſel ein Schaden zugefügt werden könnte! Und doch iſt es 
in der Tat fo. Der Menjch it der größte Schädling der Natur, die 
es Jo gut mit ihm meint. Es gehörtwohl zudentraurigſten 
Kapiteln der polniſchen Sozialhygiene, daß die 


Städte des Landes ihre Abmwälfer in dieſelben 
Slülle und Sewäſſer ableiten, aus welchen ſie ihren 
Ballerbedarf ſchöpfenl Was das praktiſch bedeutet, zeigen 
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Warſchau angeſtellt wurden. Die Hauptſtadt ſchöpft ihren Waller- 
bedarf (auch für Trinkzwecke) aus der Weichſel. und zwar in der Nähe 
des Warſchauer Vorortes Czerniakow, wo fi) die großen Filter- 
anlagen befinden, die übrigens zu den modernften Europas gezählt 
werden. Die Analuſe eines Kubikzentimeters Waſſer, das an diefer 
Stelle der Weichſel entnommen wird. enthält im Durchſchnitt nicht 
weniger als 180 Krankheitskeimel Dieſe 180 Bakterien werden natür⸗ 
lich auf dem Wege zum Magen des Warſchauer Waſſertrinkers durch 


die rieſigen Filter abgetötet, die das Waſſer paſſieren muß, bis es dem 
Konſum zugeführt wird. Dieſe beachtliche Zahl von 180 Bakterien 
ſteigt aber raſch auf 300 ooo, und zwar dort, wo die Ab wäſſer 
(es ſind im Tagesdurchfchnitt 100 Millionen Liter!) der Millionen- 
ſtadt in die Weich el (bei dem Vorort Mlocin) abgeleitet 
werden. Genau ſo wie Warſchau ſchöpfen unterhalb der Hauptſtadt 
alle anliegenden Ortſchaften ihr Wafler aus der Weichſel. Mit dem 
Unterschied nur, daß dieſe Ortſchaften über keine Filteranlagen ver- 
fügen, auf die Warſchau mit Recht ftolz fein darf. Allerdings vollzieht 
der Sluß eine Art Selbſtreinigung. In der Nähe von 
Wyszogrod, das mehr als 100 Kilometer von Warſchau entfert liegt, 
hat die Beschaffenheit des Waſſers ungefähr den Stand von Czerniakow 
(d. h. etwa 180 Bakterien) wieder erreicht. Immerhin ift eine Waſſer- 
bewegung von mehr als 100 Kilometer notwendig, um die Krankheits- 
Keime abzutöten, die allein Warſchau der Weichſel zuführt. Freilich 
treten die Bakterien, wenn auch auf Umwegen und in viel geringerer 
Whhr ahren eichsiautfu) tu ine Hunptadbr undoer un. Wan oelse 
nur an die Gefäße und Behälter, in welchen etwa die Milch nach 
Warſchau gebracht wird und die in dem bakterienreichen Weichſelwaſſer 
gereinigt zu werden pflegen. Und wie muß erſt das Waſſer der 
anderen Slüffe und Gewäſſer Polens beſchaffen ſein, in 
die die zahlreichen Fabriken ihre Abwälſer lenken. 
Erſt vor kurzem iſt ermittelt worden, daß in einigen beſonders gefähr- 
deten Gemwällern die Fiſche ausgeſtorben find, die früher einen 
wichtigen Erwerbszweig der örtlichen Bevölkerung darftellten, 


* 


een 


„Wolkenkratzer“ in Kattowitz. 


Kattowitz hat einen „Wolkenkratzer“ erhalten: Keller, Erdgeſchoß 
und 15 Stockwerke — das macht zuſammen 56 Meter. Vier Jahre 
hat man daran gebaut. Drei Millionen Zloty hat der Luxus gekoſtet, 
den ſich natürlich nicht ein rekordfüchtiger Privatmann geleiſtet hat, 
Jondern der Wojewodjchaftsfiskus, der ja bekanntlich nicht weiß, was 
er mit ſeinem vielen Geld (J. B. von Pleß) anfangen ſoll. Das Gebäude 
ſtellt in mancher Hinſicht einen Superlativ dar: Es iſt das höchſte 
Wohnhaus in Polen (nur ln beſitzt ein noch höheres 
Gebäude, den Bau der Prudential-Gefellſchaft); es iſt das einzige 
Gebäude in Polen, das eine gemeinſame Antenne für alle Wohnungen 
beſitzt; es beherbergt den einzigen Creſor mit Temperaturregleranlage, 
den Polen aufweiſen kann; ferner find alle elektriſchen Anlagen mit 
Nadio-Störſchutz verſehen — gleichfalls die erſte Anlage dieſer Art im 
polniſchen Staat. Neben 38 Wohnungen für Finanzbeamte iſt 
noch das Sin anjamt in dem Hochhaus untergebracht. Sämtliche 
Wohnungen find mit allen Schikanen der Neuzeit verſehen: Telephon, 
eingebaute Schränke, Sentralheizung, Geſchirrwaſchvorrichtungen, 
Nadio, Küchentiſch mit ausziehbarem Bügelbrett, warmes und kaltes 
Waller ujm. Im Keller: elektriſche Waſchmaſchinen, Schleudertrockner, 
Heißluftkammer und eigenes Pumpwerk — denn der Kattowitzer 
Wajlerturm verſagt oft ſchon für vierſtöckige Häuſer den Dienſt. 
Eine Vierzimmerwohnung koftet alles in allem monatlich nur 150 Zloty; 
das iſt eine Kleinigkeit mehr als das Monatsgehalt eines kleinen Be- 
amten. Das ift alles recht nett. Nur hat man dabei ſeine Bedenken: 


Es gibt Häufer in Kattowitz, die nicht 15 Stockwerke hoch Jind und 
doch ganz anſehnliche Niſſe im Mauerwerk aufweiſen, weil Jich der 
Erdboden der Grubenſtadt unter der Belaſtung geſenkt hat. Man 
hat das Hochhaus auf ein ſieben Meter Starkes Siſenbeton⸗ 
fundament geſetzt. Die Ingenieure müffen ja wiſſen, ob das aus- 
reicht, um 14000 Sentner Stahl, 1000 Kubikmeter Eifenbeton und 
einige 100 doo Siegel zu tragen. Wenn einer vom letzten Stockwerk 
aus über die Seuerleiter auf die Plattform hinausſteigt und von dort 
auf die Stadt herabblickt, dann iſt er wohl verſucht, ſich zu fragen, 
warum hier 3 Millionen Zloty in ein Gebäude für 38 Familien hinein- 
gefleckt worden ſind, während dort unten in drangvoller und ſchmutziger 
Enge Cauſende von Samilien zu haufen gezwungen ſind, und er wird 
ſich wohl Jagen, daß es zwar weniger impoſant, sber 
jicherlich viel ſozialer, zwar weniger repräſen⸗ 
tativ, aber weit vernünftiger geweſen wäre, ſtatt eines 
„Wol k.enkratzers“ ein paar Dutzend kleiner, ſchlich⸗ 
ter Wohnhäuſer zu bauen. Aber die Kattowitzer Wojewod— 
ſchaft hat ja ſchon mehrfach bewieſen, daß es ihr mehr darauf ankommt, 
dem Fremdenverkehr bauliche Attraktionen zu bieten, als die Kumpels 
in anſtändigen Wohnungen unterzubringen. Sie ſetzt ihren Ehrgeiz und 
das Geld ihrer Steuerzahler darein, mit einem „Wolkenkratzer“ zu 
protzen in einer Zeit. in der man in der übrigen Welt dabei iſt, ſich 
dieſen amerikaniſchen Fimmel abzugewöhnen und auf die Auswüchſe der 
„modernen Sachlichkeit“ zu verzichten. 


Die polniſchen Tataren. 


In der „Sazeta Polfba“ erſchien am 13. Auguſt ein inter- 
eſſanter Artikel über die im nordöſtlichen Polen ſiedelnden Tataren. 
Wir folgen im nachſtehenden im weſentlichen der Darjtellung des pol= 
niſchen Blattes. Die polniſchen Cataren leben in der Umgebung von 
Nowogrodek, Wilna, Grodno und Slonim. Ihre Vorfahren ließen 
lich dort — teils gezwungen als Gefangene, teils freiwillig als Ein- 
wanderer — nieder. In der fremden Umgebung verloren ſie wohl ihre 
Sprache, aber fie blieben Mohammedaner. Oieſe religiöje Abſonderung 
von ihren römiſch- und griechiſch-Kkatholiſchen und iſraelitiſchen Nach- 
barn hielt in ihnen das Bewußtſein ihrer andersraſſiſchen Abſtammung 
wach und veranlaßte fie dazu, durch die Jahrunderte hindurch die 
geiſtige Verbindung mit den verwandten Völkern des Orients auf⸗ 
rechtzuerhalten. Vereits in den Heeren des litauiſchen Großfürſten 
Gedemin kämpften tatariſche Truppen; und Großfürſt Witold war 
ihr beſonderer Schützer. Unter der Führung von Djelal-Eddin, dem 
Sohn des Chans Cochtamyſch, nahmen die Tataren im Jahre 1410 
au der Schlacht bei Tannenberg gegen die Oeutſchherren teil. Im 
16. Jahrhundert unter Sigismund dem Alten und Sigismund Auguſt 
erreichte die Entwicklung der polnischen Cataren ihre höchſte Blüte. 
Sie ſtanden in nichts der polniſchen Schlachta nach, ihre Zahl betrug 
damals einige Sehntauſend. Gegen Ende dieſes Jahrhunderts aber 
verſchlechterte ſich ihre Lage unter dem Einfluß der jejuitifchen 
Gegenreformation, und im 17. Jahrhundert, als ſie ihres Glaubens 
wegen der Hexerei und ſataniſcher Künſte angeklagt wurden, begann 
eine Mallenauswanderung der Tataren nach der Türkei. Größere 
Gruppen aber blieben in Polen. 

Seit Jahrhunderten dienen die Tataren als Reiter im polniſchen 
Heere; kein polniſcher Kriegszug fand ohne ihre Teilnahme ſtatt. 
König Johann Sobieſki wußte ihre Verdienſte um Polen zu ſchätzen; 
er erteilte für die Nückkehr der Tataren aus der Türkei Amneſtie 
und gab ihnen gleichzeitig ihre Ländereien und Freiheiten zurück. Die 
Tataren nahmen an den polniſchen Aufſtänden und an den politischen 
Kämpfen um die polniſche Unabhängigkeit teil. Unter ihnen verdient 
der Politiker und Verſchwörer Alexander Hozman Emir Sukiewicz, 
„der ſchwarze Michael“, befondere Erwähnung. Er fiel in den Reihen 
der J. Brigade bei Sitowicn im Jahre 1916. Im Jahre 1919 wurde 
im polnischen Heere eine befondere tatariſche Reitertruppe gebildet, 
die als „Catariſches Ulanenregiment Oberſt Muſtafa Achmatowic;“ 
im Jahre 1920 gegen die Bolſchewiken mitkämpfte. 

Über die kulturellen Verhältniſſe der polniſchen Tataren führt die 
„Gazeta Polſka“ u.a. folgendes aus: „Es iſt klar, daß die Kultur 
der Umgebung bis in die Tiefen der tatariſchen Seele eingedrungen iſt. 
Die jahrhundertelangen Kämpfe um die gemeinſame Freiheit haben 
die Cataren zu einer unzerſtörbaren Einheit mit dem übrigen 
polniſchen Volke verſchmolzen. Seit Beginn dieſes Jahr- 
hunderts konzentrieren ſich die kulturellen Bemühungen der Cataren 
um die Erforschung der ritterlichen tatariſchen Vergangenheit. Die 
Initiative zu dieſer kulturellen Entwicklung trägt vor allem die 
tatariſche Auen Im Parlaments- und Selbſtverwal⸗ 
tungsleben begegnen wir auf Schritt und Tritt Vertretern des 
tatariſchen Volkes. Sie nehmen hervorragende Stellungen ein im 
Senat, im Gerichtsmefen, in Kreistagen und Stadtverwaltungen“ 
(nebenbei bemerkt, iſt die Frau des litauiſchen Staatspräſidenten 
Smetona eine Catarin: ihre Schweſter iſt die Gattin des litauiſchen 
Miniſterpräſidenten Tubelis; auch Jonft fpielen die Cataren in Litauen, 
namentlich in der Armee, eine ähnliche Rolle wie im heutigen Polen). 

Auf dem allpolniſchen Kongreß der Delegierten der mohammedani- 
ſchen Gemeinden in Wilna 1925 wurde die Auto kephalie des 


polniſchen mohammedaniſchen Slaubensoerbandes 
verkündet und zum geiſtlichen Oberhaupt der Mufti Dr. Jakob 
Sunkiewicz; gewählt. Auf demſelben Kongreß wurde auch der 
„Verband der Tataren Polens für Kultur und Bil- 
dungsweſen“ gegründet, und im Lauf der nächſten drei Jahre 
entstanden in den Ortſchaften, in denen die Tataren leben, 20 Orts- 
gruppen dieſes Verbandes. Im Jahre 1028 wurde die Errichtung eines 
tatariſchen Mujeums und Archios in Wilna, und die 
Herausgabe des Werks von Prof. Stanislaw Diadulewi; 
unter dem Titel „Wappenbuch der tatariſchen Samilien Polens“ be— 


ſchloſſen. Auch wurde der Beſchluß gefaßt, den „Nocznik 
tatarfki“ („Tatariſches Jahrbuch“) herauszugeben. Über das 
Leben der polniſchen Tataren berichtet die Monatsſchrift 


„Sheie tatarjkie* („Das Leben der Cataren“), herausgegeben 
von der Wilnaer Ortsgruppe des obengenannten Verbandes. Hier 
finden ihr Scho neben rein tatariſchen Problemen alle Angelegen— 
heiten geſamtnationalen Charakters. . 

Ob wohl die Tataren ihre Verbindung mit den übrigen 
mohammedaniſchen Völkern aufrechterhalten? Gewiß! 
Ausdruck dieſer Verbundenheit der polniſchen Tataren mit der übrigen 
mohammedaniſchen Welt find die zahlreichen Reifen polniſcher Tataren 
nach dem Orient und ihre Teilnahme an den wichtigſten mohammeda- 
niſchen Kongreſſen. Im Mai 1932, während des Warſchauer Beſuchs 
des Vizekönigs von Hedſchas, des Emir Saifal Abd El Azis, hat der 
Vorſitzende der Warſchauer Ortsgruppe des tatariſchen Kultur- und 
Bildungsverbandes, Abdul-Hamid Churamowicz, beim Empfang im 
Orient-Inſtitut die Begrüßungsanſprache im Namen der polniſchen 
Tataren gehalten. Aus Anlaß der Jehn-Jahres-Feier der türkischen 
Republik am 29. Oktober 1933 hat derselbe Churamowicz in einer 
Warſchauer Nundfunkrede die langjährige Freundſchaft zwiſchen Polen 
und der Türkei unterstrichen, und (wie die „Gazeta Polfka“ fagt) 
»die jedem polnifchen Herzen teuere Tatſache hervorgehoben, daß einzig 
und allein die Türkei die Gewalttat der Teilungen Polens nicht mit— 
gemacht hat“. ; 

Gegenwärtig gibt es in Polen insgefamt 17 Mojcheen und zwei 
DBethäufer. Im April d. J. überließ der Magistrat Warſchaus dem 
Komitee für den Bau einer Moſchee einen ſchön gelegenen Platz, auf 
dem die polniſchen Tataren binnen kurzem ein repräſentatives Heilig- 
tum zu errichten gedenken. Warſchau beſitzt zwei mohammedaniſche 
Friedhöfe, einen alten und einen neuen; der letztere wurde vor zwei 
Jahren von den Warſchauer Tataren geſchaffen. Man kann dort 
einige neue Grabdenkmäler in rein arabiſchem Stil ſehen, auf denen 
die Aufſchriften in arabiſcher und polniſcher Sprache eingemeißelt ſind. 
In Warſchau wurde vor zehn Jahren der „Swiajek Muzul- 
manfki* („Mohammedaniſcher Verband“) gegründet, der ſpäter zur 
Warſchauer Ortsgruppe des „Swiazek Kulturalno-Oswiatowy Tata- 
row Rzeſpoſpolitej Polfkiej* („Verband der Tataren Polens für Kultur 
und Bildungsweſen) umgebildet wurde. Der Leiter dieſer Organisation 
iſt ſeit zehn Jahren der ſchon erwähnte Churamomicz; er iſt 
gleichzeitig Vorſtandsmitglied der Polniſch-Cürkiſchen und der Pol- 
niſch-Perſiſchen Geſellſchaft. Als die polniſche Ausſtellung in Kon- 
ſtantinopel ſtattfand, wurde Churamowicz zum Mitglied des Komitees 
dieſer Ausftellung gewählt. „Der Tatarifche Verband für Kultur und 
Bildungsweſen“, Jo ſchließt die „Sazeta Polſka“ ihren Artikel, „ist 
eine außerordentlich nützliche Einrichtung, die geſunde moraliſche 
Grundſätze unter der tatariſchen Volksgruppe verbreitet und damit 
einen Stein mehr in das Fundament der polniſchen 
Volkskultur einbaut.“ 
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Die verfehlte Karriere einer oberſchleſiſchen Stadt. 


Es dürfte in weiteſten Kreiſen unbekannt ſein, daß die Frage, 
ob Mhyslowitz auf preußiſchem oder Sosnowitz auf rufſiſchem Boden 
zum Hauptknotenpunkt des Grenzverkehrs werden ſolle, Ende der Soer 
Jahre, zugunſten von Sosnowitz entſchieden wurde. Im anderen Salle 
wäre Myslowitz die Großftadt geworden und Sosnowitz der kleine 
jüdiſche Handelsplatz geblieben, der er bis dahin war. Die groß- 
ſtädtiſche Entwicklung von Myslowit vorausgeſetzt, hätten wir alſo 
‚kurz vor Beginn des Weltkrieges das Problem einer Doppelgroßſtadt 
Kattowitz-Alhslowitz gehabt, ein Gegenftück zu Elberfeld-Barmen. 

Der Staatsvertrag, der über Myslowit bzw. Sosnowitz als 
Kopfſtatlon der oberſchleſiſchen Eiſenbahn entſchied, wurde am 19.52 - 
bruar 1857 mit Rußland abgeſchloſſen; alſo in der Frühzeit der 
oberſchleſiſchen Privatinduſtrie. Man gewinnt rückwärts ſchauend den 
Eindruck, daß man damals die Bedeutung dieſes Vertrages nicht zu 
würdigen wußte. Denn Jonjt wäre 1857 der Anſchluß an die Warjchau- 
Wiener Bahn von Oberſchleſien aus in Nyslowitz und nicht in 
Sosnowitz geſucht worden. e 5 

Noch heute bietet ſich dem Beſchauer auf den Bahnhöfen Mus 
lo witz, Maczki und Szezakowa ein geradezu groteskes Bild 
verfehlter Bautätigkeit. Wer heute die mitten im Walde gelegene 
Rieſenbahnhofshalle von Maczki mit den Spuren einſtigen Komforts 
betrachtet, der hat den Eindruck, als ſehe er einen altmodiſchen Spuk 
aus dem 19. Jahrhundert vor ſich. Swei Kilometer lange 
Bahnſteige ſtehen da wie beſtellt und nicht abgeholt. . 

Die Sntſtehungsgeſchichte der oberſchleſiſchen 
Siſenbahnlinien iſt recht intereſſant. Beim Baubeginn der 
Eiſenbahn Breslau Oppeln (184) war urſprünglich die Weiterführung 
der Strecke von Eofel nach Ratibor-Oderberg zum Anſchluß an die 
Raijer-Serdinand-Nordbahn in Ölterreich geplant. Der wirtſchaftlich 
aber viel lebhaftere Induſtriebezirk, beſonders das aufblühende Katto⸗ 
witz, erzwang die Planung CoJel— Sleiwitz— Schwientoch⸗ 
lowitz— Kattowitz. Von hier aus wurde von 1844 bis 1846 
der Anſchluß nach Muslowitz und bald darauf über die Grenze nach 
Siczakowa gebaut. Dadurch war damals ſowohl der Anſchluß an das 
öjterreichijche wie an das ruſſiſch-polniſche Bahnnetz gewonnen. 4 

Die Eifenbahbn war von einer privaten Kapitalgeſellſchaft mit 
dem Sitz in Breslau erbaut worden. Durch Vertrag der Geſellſchaft 
mit dem Staate vom 17. November 1856 ging die Betriebsverwaltung 
an den Staat über. Dadurch gewann diefe Eiſenbahngeſellſchaft bedeu- 
tend an Einfluß, denn der Staat verjprach, bei allen in Oberſchleſien 
neu zu erteilenden Eiſenbahnkonzeſſionen ihr den Vorzug zu geben. 
Damit bekam die Oberſchleſiſche Eiſenbahngeſellſchaft in Eilenbahn- 
verkehrsfragen eine führende Stellung, wenigſtens was die Strecke 
Dambrau— Oppeln —Cofel—Kattowitz— Myslowitz betraf. Die Direk- 
tionsmitglieder waren meiſtens Breslauer. Damals aber hatten 
Breslauer Handelsherren nicht mehr und nicht weniger 


als den engliſch-indiſchen Warenverkehr 
über Kleinajien, den Balkan, Öfterreich, bzw. das 
Schwarze Meer, Südrußland und Polen nach 
Deutſchland und nach Hamburg zu leiten. Man wollte 
alſo über Breslau eine Verbindung zwiſchen Hamburg und Odeſſa oder 
Kiew ſchaffen. Der Plan ſcheiterte an den realpolitiſchen und wirt⸗ 
Jchaftstechniſchen Verhältniſſen. Was Breslau wollte, ging über die 
Kräfte Schleſiens hinaus. Aber wenn wir andererſeits hören, welche 
Hütermengen ſchon in den erſten Jahren nach der Erbauung der An- 
ſchlußſtrecke Kattowitz Myslowit-—Szezakowa die eben erſt zur Stadt 
erhobene Markt-Gemeinde Myslowitz paſſierten, jo kann man den 
Gedankengang der Breslauer Handelsherren verſtehen. Güter, die 
heute von Königsberg nach Petersburg und von Warſchau nach 
Berlin gehen, wurden damals in Muslowitz umgeſchlagen. Als 1853/56 
im orientaliſchen Kriege der Seeweg nach Rußland gesperrt war, blieb 
die oberſchleſiſche Siſenbahn die einzige Eiſenbahnverbindung nach Polen 
und Rußland. Der Güterverkehr wuchs ins Unermeßliche. Mehr als 
zehn große Speditionsgeſchäfte beſorgten in Myslowitz Verladung und 
Verzollung der Waren. 

Gegen Ende der 50er Jahre führten nun die Breslauer Intereſſenten 
in der Eiſenbahndirektion den erſten großen Schlag gegen Myslowitz. 
Die Kaufmannjchaft in Breslau bzw. die Direktion der Bahn be- 
ſtimmte, daß die Zollabfertigung [bon in Breslau vor 
jich gehen und die Waggons plombiert, oder die Waren in plombierten 
Packungen von Breslau nach Muslowitz und von dort über die Grenze 
gehen ſollten. 0 

Vor allem aber ſetzte die oberſchleſiſche Eifenbahn es durch, daß 
die Anſchlußbahn nach Polen- Rußland nicht über 
Muslowitz nach Szezakowa, ſondern über Kattowitz 
und Sosnowitz nach Sombkowice — Warſch au, bzw. 
über Maczki nach Krakau ging Wan wollte alſo in Myslo- 
witz die Möglichkeit jeder Sroßkonkurrenz erſticken und wählte lieber 
die junge Dorfgemeinde Kattowitz, von der man ſich weniger bedroht 
glaubte, zur Grenzſtation. So kamen Kattowitz auf deut⸗ 

cher Seite und Sosnowitz auf polniſch-ruffiſcher 


im Sinn, 


och. 

Die Tage, wo Koſaken in Maczki Ordnung ſchufen, oder vor den 
Toren von Muslowitz herumſchoſſen, da man in Breslau den Traum 
der Weltſtraße Indien —Hamburg träumte, kommen nicht wieder. 
Aber die Erinnerung daran iſt wichtig. Es iſt kein Zufall, daß Muslo- 
witz von Sosnowitz überflügelt wurde. Ein vergrößertes Muslowitz 
wäre näher an Schoppinitz herangerückt und deſſen Eingemeindung 
nach Muslowitz wäre ſchon vor dem Weltkriege ſpruchreif geworden. 
Und Kattowitz hätte dann wahrſcheinlich nicht den unangefochtenen 
Vorrang vor anderen Städten in Sentralfragen, den es heute hat, 
jondern müßte ihn mit Myslowitz teilen. 


Lom Waldland der Bayeriſchen Oftmark, 


Es gibt im deutſchen Vaterland wohl kaum ein zweites Gebiet, das 
den ftolgen Namen „Waldland“ fo zu Recht trägt, wie die in ihrer 
Unberührtheit einzigartige Grenzmark im Südoſten des Neiches. Und 
wie verschiedenartig auch das Gepräge der vier Gebirgszüge ilt, die 
von Hof bis Paſſau der 340 Kilometer langen tſchechiſchen Grenze 
vorgelogert find, eins iſt ihnen demeinſam: das endloſe, rauschende 
Waldmeer, aus dem wie lichte Inſeln die felſigen Berggipfel hervor- 
ragen. 

Im nördlichen Teil des grünen Grenzwalls find es die Mufchelkalk⸗ 
berge und Buntſandſteinhügel des Fran kenwaldes, der im Land 
der hellen Weinberge und des dunklen Kulmbacher Bieres ſeine Hoch⸗ 
flächen ausbreitet. Sie leiten über zu den Granithöhen des dunklen 

ichtelgebirges, „Deutschlands Herzbrunnen“, dem Main und 
Saale, Naab und Eger nach allen vier Richtungen der Windrofe ent- 
ſtrömen. Und wieder Granit, der Stein für die Ewigkeit, unterbrochen 
don Bafaltkegeln im burgenreichen Oberpfälzerwald, der wirk- 
lich nicht um Edenkoben in der „Weinpfalz“, 0 in der Stein⸗ 
pfalz liegt, nahe „Europas Drehſcheibe“ bei Marktredwit, dem Schnitt- 
punkt der großen Eiſenbahnlinien Berlin — München — Nom und 
Paris — Nürnberg—Prag. Hier beginnen die Berge Srenzwall im 
eigentlichen Sinne zu werden. Der Kammweg läuft neben der Grenze 
durch das „ſteinreiche“ und doch Jo arme Land und führt hinunter 
zur Further Senke, der als Völkertor von Oft nach Weſt von altersher 
umkämpften Durchbruchſtelle durch den Böhmerwald. An der 
„Wefpentaille“ unſeres Vaterlandes, dem tiefſten Einſchnitt deutſchen 
Volksbodens zwischen Frankreich und der Tfehechoflowakei beginnt 
bei der Stadt des „Drachenſtichs“, Furth i. W., der ſchönſte Teil der 
Vaperiſchen Oftmark: der Vaperiſche Wald. 

Mit feinen großen Naturſchutzgebieten zieht ſich dieſer dunkle 
Srenzdom in einem Ausmaß von 18.000 qkm nach Süden bis zur 
Dreiflüſleſtadt Pajfau hinab, und birgt in Jeinem Innern als fozu- 
Jagen „Allerheiligſtes“ die einzigen noch erhaltenen Urwaldbeſtände im 
deutſchen Bergwald. Hier wird jede Wanderung zur Andacht. Deutich- 
lands höchſte Tannen und Bergahornbäume, in denen ſich noch der 
Horſt des Wanderfalken findet, ſchließen ihre Kronen wie zu einem 
Dach zuſammen und wehren den eindringenden Sonnenſtrahlen. Moos- 
teppiche überziehen die urweltlichen Granitblöcke und die geſtürzten 


Baumrieſen, die in vielhundertjährigem Wandel der Vergſturm fällte. 
Mannshohe Farne bedecken den feuchten Urwaldboden, verſtecken die 
rauſchenden Bergbäche und überwuchern den Pfad durch eine Wildnis, 
die unberührt iſt wie am erſten Schöpfungstag. 

Germaniſche Urheimat wird hier lebendig und offenbart ſich am 
großartigſten im „Höllenbachg'ſpreng“ bei Bayheriſch-Siſenſtein 
am Großen Falkenſtein. Hoch ragen, wie ſtrahlende Sinnen von Granit, 
die Berge aus dem Urwald zu Höhen von fajt 1500 m empor und 
gewähren weiten Blick in die Täler der Donau, der Naab und des 
Regen, ins Böhmerland und bis zur Kette der Alpengipfel. Über 
dem ſchwarzen Arberſee ſteht „der Hochkönig des Waldes“, der 
Arber, und grüßt hinüber zum Doppelgipfel des Of er, die „Brüſte 
der Mutter Gottes“ genannt, zum Hohen Bogen und Nachel, 
zum Luſen und Dreifeſſel, er grüßt die einſamen Hochmoore 
und rätſeldunklen Bergſeen, die als Überbleibſel früherer Gletſcher 
ſich tief in die Wälder betten. 

Alles ſcheint von Romantik und Sage umwoben: Hier ließ Schiller 
ſeine „Näuber“, Weber feinen „Freiſchütz“ ſpielen, hier erklang unter 
der Wolframslinde bei Kötzting, dem ſtärkſten Baum Deutſchlands. 
und auf dem burggekrönten Haidſtein, der Minneſang Wolfram 
von Eſchenbachs, hier ſchrieb Nietzſche „Menſchliches, Allzumenſch⸗ 
liches“, hier lebt heute noch die Poeſie Adalbert Stifters und 
Maximilian Schmidts. 

Die unermeßlichen Wälder werden am lohnendſten „erwandert“; aber 
auch zahlreiche Lokalbahnen und Neichspoſtlinien vermitteln den be- 
quemen Zugang zu allen Teilen des Bayerwaldes, und die neue Poſt⸗ 
autolinie von Furth i. W. bis Pafſau führt in acht Stunden 
Fahrt durch den idylliihen Lamerwinkel über die herrliche 
Scheibenſtraße und den Brennesſattel zu den ſchönſten Punkten im 
Hochwald. Sie erſchließt dem erſehnten Beſucher immer mehr dies 
viel zu unbekannte Stück Heimaterde. auf dem der „Waldler“ treu 
und zäh die einſame Wacht vorm Böhmerwald hält. Nicht länger 
darf er vergebens auf die Hilfe ſeiner Volksgenoſſen im völkiſchen und 
wirtſchaftlichen Srenzkampf warten, denn tiefſte Armut ſteht faſt 
überall im kraffen Gegenſatz zu dem Reichtum an landſchaftlicher 
Schönheit. 
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Dies gilt auch für die anderen Gebiete der Bageriſchen Oſtmark, von 
denen nur das Fichtelgebirge und der ſüdweſtliche Teil des Sranken- 
waldes bisher dem Fremdenverkehr erſchloſſen ſind. Wer aber kennt 
den Oberpfälzer Wald, dies vergeſſene Grenzland, das geradezu 
der Inbegriff der ausgeglichenen deutſchen Kulturlandschaft iſt und 
überall an die bglückenden Bilder eines Kaſpar David Friedrich er— 
innert! Wer kennt die maleriſche Srenzſtadt Waldmünchen, die 
mehr als taujendjährige Trutzfeſte gegen Ottokar von Böhmen und 
die Hufſitten? Oder das durch ſeine Kloſterkirche berühmte Wald- 
Sajjen im einft ſteinreichen Stiftsland, in das die Berge des Eger— 
landes hereinſchauen? Wer wanderte über den Silberhüttenplan hart 
am Grenzkamm, wo jetzt das ſchmuke „Hermann-Ejjer- 
Schutzhaus auf der Silberhütte“ ſteht und hinab zum 
Silberſee der Oſtmark, über den ſich die ſchönſte der vielen Grenz- 
burgen der Oberpfalz, die alten Hohenſtaufenfeſte Sloſſenbürg 
erhebt? Wer hier weilte, wird dem ſtillen Oberpfälzer Wald einen 
Ehrenplatz in dem Neliquienſchrein ſeine Neiſeerinnerungen geben und 
wiederkehren. 5 

Lobhaftere Eindrücke ſchenkt das Fichtelgebirge, das huf⸗ 
eiſenförmige Granitbergland der Oſtmark, das Granitzentrum Deutjch- 
lands. Hier iſt es vor allem die groteske Nieſenſteinwelt der Luilen⸗ 
burg bei Wunjiedel mit Europas größtem Felſenlabprinth, die 
den Beſucher in ihren Bann zieht. An ſeinem Eingang liegt die älteſte 
und ſchönſte Freilichtbühne Deutschlands, die mit ihren Aufführungen 
klaſſiſcher und moderner Stücke in dieſer einzigartigen Kuliſſenwelt 
— die Feſtſpiele ſind als „reichswichtig“ anerkannt — den Ruf des 
Sichtelgebirges weit hinaus tragen. Höher noch ſteigen die Berge 
hinauf zum Kamm, zum 1052 m hohen Schneeberg, zum Ochſen⸗ 
kopf, zur Köſſeine, und um Mußhardt mit ſeinen geheimnis- 
vollen „Druidenſchüſſeln“, Opferſchalen der Vorzeit in ewigem Stein. 
Der iſt das Element des ganzen Waldes. Sichtelgebirgsgranit wandert 
von Wunſiedel, der Geburtſtadt des größten deutſchen Humoriſten 
Jean Pauls, in alle Welt. Er trägt nicht nur unſer Reichstags- 
gebäude, das Lutherdenkmal in Worms, die Kathedrale von Ant- 
werpen, er ſchmückt auch die Luxusſtätten Ägyptens und die Prunk- 
gebäude Südamerikas und in der Granitbildhauerſchule von Wunſiedel 
werden Schüler aus aller Herren Länder in der Steinbildhauerkunſt 
ausgebildet. 

er ahnt, daß auch der Frankenwald einſt ein über die 
Grenzen unjeres Vaterlandes bekanntes Exportland war, das Mode- 
entrum von Afrika, Aſien und Südamerika? Vergeſſen ijt, daß die 
eber von Helmbrechts vor dem Weltkrieg die Schals, Ponchos, 
Sarongs und Decken für 800 Völkerſchaften der Erde lieferten und 
die Mode von Kalkutta, Mexiko, Eskimoland und der Türkei am 
tannenumrauſchten Döbraberg entſtand. Heut find die Fäden ab- 
geriſſen, und die Handweber fertigen Tücher, Neiſedecken und Sport- 
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jachen oder haben ſich auf die Herſtellung bunter Baſtflechtarbeiten. 
umgeſtellt, in deren Muftern noch das Wiſſen um hundert Kulturen. 
durchklingt. Sie werben nun in der Heimat um Ablatz und laden 
zu Gaſt in den „weiten Sottesgarten“ Victor v. Scheffels. 

Meiſt erſchöpft ſich die Kenntnis des Frankenwaldes in dem Namen 
Kulmbach, der wenigſtens trinkfeſten Männern ein Begriff iſt. 
Vielen aber iſt unbekannt, daß die alte Stadt des köſtlichen Bieres 
auch das einzige Jinnfigurenmuſeum der Welt beſitzt und das über 
den Schloten der Brauereien ſich die Sollernfeſte Plafjenburg 
erhebt, die den ſchönſten Nenaillancehof Deutſchlands und den größten 
Curnierhof unſeres Vaterlandes beſitzt. Unbekannt iſt auch die nie 
erſtürmte Nachbarburg am Eingang zum Frankenwald, die Feſte 
Rofenberg über Kronach, der Geburtsſtadt des großen Malers 
Lucas Cranach. Dies alte Flößerſtädtchen, in dem das im Wald 
heruntergeflößte Holz zuſammentrifft, um die Wajlerreile zum Main 
und Rhein hinab nach Holland anzutreten, iſt heute noch Malern eine 
Fundgrube für ſchönſte Motive. Hier beginnt der laubreichſte Berg- 
wald der Oſtmark mit ſeinen vielen an Stauweihern, Mühlen und alten 
Waffenſchmieden reichen Gründen. Dieſe Schluchten, die an die 
ſchmalen Bergtäler Tirols erinnern, erſchließen das Gebirge nach 
Norden und Oſten und führen in die induſtriebelebten Plätze der 
Ostmark. 

Es iſt Aufgabe und Lohn zugleich, auch dieſe Stätten kennenzu⸗ 
lernen und die Orte, in denen edelſte Handwerkskunſt zu Haufe iſt. 
Neben den Fabriken von Selb und Arzberg, den Weltſtädten. 
des Porzellans, gibt es noch manchen Platz, an dem ärmſte Porzellan- 
maler hochkünſtleriſche handgemalte und handgeätzte Arbeiten herſtellen. 
Der karge Ertrag der Heiminduſtrie, die auch den Sleißigſten nicht 
vor Not ſchützt, Jolange Stundenlöhne bis hinab zu 8 oder 10 Pfennigen 
gezahlt werden, gibt Cauſenden das einzige Brot. Mit jähem Fleiß 
ringen die Bewohner der Oſtmark darum, da fie gezwungen find, den. 
geringen Ertrag der Acker durch handwerkliche Arbeit zu ergänzen. 
Großer Kunſtſinn kommt ihnen dabei zu Hilfe. Fränkiſche Handſticke⸗ 
reien gelten als Vorbild für die geſamte Handſtickereiinduſtrie, ebenſo 
wie die Klöppel- und Siletarbeiten der Oberpfälzerwald-Induſtrie. 
Handgewebtes und handgeſponnenes Leinen aus dem Jüdlichen Wald, 
Generationen überdauernd, handgerupfte Daunen und bandgefchliffene 
Federn, handgeſchliffenes Kriſtallglas aus Swieſel, handgedrehte 
Perlmutt- und Holzwaren und vieles andere mehr harren auf Ablat 
im Reich, da die öftliche Freundgrenze verlorengegangen und der Haupt- 
abſatzmarkt der Baueriſchen Oſtmark dadurch zerjtört iſt. 

„Die Oſtmark ruft, ihre Schönheit ruft und ihre 
Rot! Dem Rufe folgen, heißt Kameradſchaft be- 
weilen im Kampf um teures Grenzland, der zugleich 
Kampf um unſer Vaterland iſt.“ 

D. A. L. von Schellwitz⸗-Altzen. 


Buchbeſprechungen. 


Alles oder nichts. Polens Sreiheitskampf in 125 Jahren. Von 
Friedrich Wilhelm von Oertzen. Ganzl. 6, 50 RM., kart. 5 RM. 
Wilhelm Gottlieb Korn Verlag, Breslau 1934. 328 Seiten. Daß Oertzen, 
der ſich durch ſeine Bücher „Das iſt Polen“ und „Polen an der Arbeit“ 
einen Namen gemacht hatte, jetzt mit einem Buche hervortritt, das eine 
wohlwollend gehaltene Darjtellung des Kampfes um die ftaatliche 
Wiederauferſtehung Polens gibt, hat ihm von polniſcher Seite den 
Vorwurf des Konjunkturrittertums eingebracht. Man kann dieſem 
Vorwurf die Heſtſtellung entgegenhalten, daß das vorliegende Buch 
ein um ſeine Sreiheit kämpfendes Volk ſchildert, während ſich die 
früheren Bücher desfelben Verfaſſers mit einem ſeine wieder- 
erlangte Freiheit mißdrauchenden Volke auseinanderzuſetzen Gen 
Der Wandel liegt nicht nur beim Verfaſſer, ſondern auch beim Gegen⸗ 
ſtand der Beſchreibung. Oertzen gliedert ſein Buch in zwei Teile, einen 
chronologiſch darſtellenden und einen ideengeſchichtlichen Teil. Er ſtützt 
lich namentlich in dieſem zweiten Teil allzu ſehr auf das Buch des pol- 
niſchen Publiſiſten Wilhelm Seldmann: „Geſchichte der politiſchen ödeen 
in Polen jeit deſſen Ceilungen“, das während des Krieges mit pro- 
pagandiſtiſcher Abſicht in deutſcher Sprache erſchien. Er ſpricht das 
Verdienst, den polnischen Staatsgedanken geweckt und wachgehalten 
und ſchließlich zum Siege geführt zu haben, ausſchließlich den Polen 
zu, in denen die Idee der Legionen immer lebendig gewirkt hat, die ſich 
niemals mit Ceillöſungen abfinden wollten, ſondern ſtets zum letzten 
Einſatz bereit waren, um entweder alles oder nichts zu gewinnen. 
Seine Darſtellung gipfelt in der Geſtalt des Marſchalls Pilfudfki, der 
in der Seit der „organiſchen Arbeit“ und der „dreifachen Loyalität“ 
die Unbedingtheit des polniſchen Nationalismus und den Glauben an 
die ſtaatliche Unabhängigkeit aufrecht erhielt. Oertzens Darſtellung iſt 
trotz der mehr als 300 Seiten zu knapp, um das Thema, das er ſich 
geſtellt hat, auch nur annähernd erſchöpfen zu können. Weſentliche 
Strömungen, die für die Entwicklung des polniſchen Staatsgedankens 
im poſitiven oder im negativen Sinne höchſt bedeutungsvoll waren, 
find entweder unberückſichtigt geblieben oder nur nebenher behandelt 
worden, Jo die Bedeutung der Univerſität Wilna in den 20er Jahren 
des letzten Jahrhunderts, die Nückwirkungen des nationalen Erwachens 
der Völker in den „hiſtoriſchen Oſtmarken Polens“ auf die polniſche 
Nationalidee, die vieljeitige Rolle der roten und weißen Emigration, 
die Tätigkeit der Krakauer Auſtrophilen, das Swiſchenſpiel des inter- 


nationalen Klerikalismus, die Wirklamkeit der nationaldemokratiſchen 
Ideologie, die Strömungen unter den preußiſchen Polen u. a. m. Unter 
dieſen Mängeln hatte die Nichtigkeit der Darſtellung in manchen 
Punkten zu leiden, und das Buch erweckt mitunter den Eindruck, als 
bätte der Verfaſſer die Perfönlichkeit des Marſchalls Pilfudfki in 
die Ereigniffe der Vergangenheit bineinprojiziert. Iſt man ſich dieſer 
aus der Hülle des ju bewältigenden Materials erklärbaren Mängel 
bewußt und vergißt man nicht, daß es nicht unſere Aufgabe iſt, die 
polniſche Heſchichte pon Warſch au aus zu betrachten, Jo hinter- 
läßt die Herausarbeitung der Unbedingtheit des Kampfes um die pol- 
niſche Staatlichkeit doch einen nachhaltigen Eindruck und die Erkenntnis, 
daß dieſer Kampf ſowohl ideell wie territorial auch heute noch fort- 
geführt wird. Dr. K. 


Heute mittag 12 ½¼ Uhr entſchlief ſanft. nach langem, ſchwerem 
Leiden, mein lieber Mann, unſer guter Vater, Schwieger⸗ 


vater und Großvater, der Strafanſtalts⸗Oberwachtmeiſter i. R. 


Karl Buchwald 


Veteran von 1870/71, im faſt 88. Lebensjahr. 


Früher in Koſten, Wronke und Poſen, jetzt Arneburg a. d. El 5 
Breiteſtraße 14. Bo . . 


Im Namen aller Angehörigen 
Berta Buchwald, geb. Häusler. 
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Landwirt, Witwer, ſucht tüchtige, 
umſichtige Wirtſchafterin ver- 
trägl., kinderlieb. Charakters, nicht 
unt. 28—30 Jahr, in frauenloſ. 
180 Morgenbetrieb für alle Ob⸗ 
liegenheiten. Gef. Bildoff. die 
zurückgeſandt werden, erb. Adam 
Fallack, Pokrent b. Lützow, Meckl. 


Deine Ferien 
nur in der 


Oſtmark! 
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